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Bekanntmachung
der Neufassung des Bayerischen Gesetzes 
über die entschädigungspflichtige Enteignung

Vom 25. Juli 1978

Auf Grund des § 3 des Gesetzes zur Änderung des 
Bayerischen Gesetzes über die entschädigungspflich­
tige Enteignung vom 27. Juni 1978 (GVB1 S. 338) wird 
nachstehend der Wortlaut des Bayerischen Gesetzes 
über die entschädigungspflichtige Enteignung vom 
11. November 1974 (GVB1 S. 610, ber. S. 814) in der 
vom 1. Oktober 1978 an geltenden Fassung neu be­
kanntgemacht.

Die Neufassung ergibt sich aus den Änderungen 
durch das Gesetz vom 27. Juni 1978 (GVB1 S. 338).

München, den 25. Juli 1978

Bayerisches Staatsministerium des Innern

Dr. Seidl, Staatsminister

Bayerisches Gesetz
über die entschädigungspflichtige Enteignung 

(BayEG)
in der Fassung der Bekanntmachung 

vom 25. Juli 1978
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Teil I

Allgemeine Vorschriften

Art. 1

Enteignungszweck

(1) Nach diesem Gesetz kann enteignet werden, um 

Vorhaben zu verwirklichen, die dem Wohl der Allge­

meinheit dienen. Unter dieser Voraussetzung kann 

insbesondere enteignet werden, um

1. Einrichtungen zu schaffen oder zu ändern, die der 

Gesundheits- oder Wohlfahrtspflege oder der Kör­

perertüchtigung dienen,

2. Einrichtungen zu schaffen oder zu ändern, die 

Schulen, Hochschulen oder anderen Zwecken der 

Kultur, Wissenschaft oder Forschung dienen,

3. Einrichtungen zu schaffen oder zu ändern, die der 

öffentlichen Ver- oder Entsorgung dienen,

4. Transportleitungen zu schaffen oder zu ändern,

5. Einrichtungen zur Aufrechterhaltung der öffentli­

chen Sicherheit zu schaffen oder zu ändern,

6. Pflichtaufgaben der Bezirke, Landkreise und Ge­

meinden oder gesetzlich festgelegte Aufgaben von 

Bund, Land oder sonstigen juristischen Personen 

des öffentlichen Rechts zu erfüllen.

(2) Nach diesem Gesetz kann ferner enteignet wer­

den, um

1. Vorhaben zu verwirklichen, für die andere Gesetze 

die Enteignung ausdrücklich zulassen,

2. Grundstücke für eine Entschädigung in Land zu 

beschaffen oder

3. durch Enteignung entzogene Rechte durch neue 

Rechte zu ersetzen.

(3) Vorschriften, die Inhalt und Schranken des Ei­

gentums bestimmen, werden durch dieses Gesetz 

nicht berührt.

Art. 2

Gegenstand der Enteignung

(1) Durch Enteignung können

1. das Eigentum an Grundstücken entzogen oder bela­

stet werden,

2. andere Rechte an Grundstücken entzogen, geän­

dert oder belastet werden (dingliche Rechte),

3. Rechte entzogen werden, die zum Erwerb, zum Be­

sitz oder zur Nutzung von Grundstücken berechti­

gen oder die den Verpflichteten in der Nutzung von 

Grundstücken beschränken (persönliche Rechte),

4. soweit es in diesem Gesetz vorgesehen ist, Rechts­

verhältnisse begründet werden, die persönliche 

Rechte gewähren,

5. die Änderung oder Beseitigung vorhandener bauli­

cher Anlagen und Einfriedungen angeordnet wer­

den.

(2) Auf das Zubehör eines Grundstücks und auf 

Sachen, die nur zu einem vorübergehenden Zweck 

mit dem Grundstück verbunden oder in ein Gebäude 

eingefügt sind, darf die Enteignung nur nach Maßga­

be des Art. 6 Abs. 4 ausgedehnt werden.
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(3) Zur vorübergehenden Benutzung von Grund­
stücken können Rechtsverhältnisse begründet wer­
den, die persönliche Rechte gewähren.

(4) Die für Grundstücke geltenden Vorschriften 
dieses Gesetzes sind sinngemäß für Grundstücksteile 
anzuwenden.

(5) Die für das Eigentum an Grundstücken gelten­
den Vorschriften sind, soweit dieses Gesetz nichts an­
deres vorschreibt, sinngemäß für. gruridstücksgleiche 
Rechte und Rechte nach dem Wohnungseigentums­
gesetz anzuwenden.

(6) Die für die Entziehung oder Belastung des Ei­
gentums an Grundstücken geltenden Vorschriften 
sind auf die Entziehung, Belastung, Änderung oder 
Begründung der in Absatz 1 Nrn. 2 bis 4 bezeichneten 
Rechte sinngemäß anzuwenden.

Art. 3

Zulässigkeit der Enteignung

(1) Die Enteignung ist im einzelnen Fall nur zuläs­
sig, wenn das Wohl der Allgemeinheit sie erfordert 
und der Enteignungszweck auf andere zumutbare 
Weise, insbesondere aus Grundbesitz des Antragstel­
lers, nicht erreicht werden kann.

(2) Die Enteignung zu den in Art. 1 Abs. 1 und 
Abs. 2 Nr. 1 bezeichneten Zwecken setzt voraus, daß 
der Antragsteller

1. sich nachweislich ernsthaft bemüht hat, das 
Grundstück zu angemessenen Bedingungen frei­
händig zu erwerben, und

2. glaubhaft macht, das Grundstück werde innerhalb 
angemessener Frist zu dem vorgesehenen Zweck 
verwendet werden.

Art. 4

Zulässigkeit der Ersatzlandenteignung

(1) Die Enteignung von Grundstücken zur Ent­
schädigung in Land (Ersatzland) ist nur zulässig, 
wenn

1. die Entschädigung eines Eigentümers gemäß 
Art. 14 in Land festzusetzen ist und

2. es dem Enteignungsbegünstigten nicht möglich 
oder zumutbar ist, geeignetes Ersatzland aus eige­
nem Grundbesitz bereitzustellen oder freihändig zu 
angemessenen Bedingungen zu erwerben.

(2) Grundstücke unterliegen nicht der Ersatzland­
enteignung, wenn und soweit

1. der Eigentümer oder bei land- oder forstwirt­
schaftlich oder gewerblich genutzten Grundstük- 
ken auch der sonstige Nutzungsberechtigte auf sie 
mit seiner Berufs- oder Erwerbstätigkeit angewie­
sen und ihm im Interesse der Erhaltung der Wirt­
schaftlichkeit seines Betriebes die Abgabe nicht 
zuzumuten ist,

2. die Grundstücke oder ihre Erträge unmittelbar öf­
fentlichen oder sonstigen in Art. 1 Abs. 1 und Abs. 2 
Nr. 1 aufgeführten Zwecken dienen oder zu dienen 
bestimmt sind oder

3. die Grundstücke mit einem eigengenutzten Eigen­
heim oder einer eigengenutzten Kleinsiedlung be­
baut sind.

(3) Im Außenbereich (§ 19 Abs. 2 BBauG) unterlie­
gen Grundstücke der Ersatzlandenteignung nur, 
wenn sie land- oder forstwirtschaftlich genutzt wer­
den sollen oder einem nach § 35 Abs. 1 BBauG zuläs­
sigen Vorhaben dienen sollen.

(4) Die Enteignung zum Zwecke der Entschädi­
gung eines Eigentümers, dessen Grundstück zur Be­
schaffung von Ersatzland enteignet wird, ist unzuläs­
sig.

Art. 5

Zulässigkeit der Enteignung für den Ersatz 
entzogener Rechte

Die Enteignung zu dem Zweck, durch Enteignung 
entzogene Rechte durch neue Rechte zu ersetzen, ist 
nur zulässig, soweit der Ersatz in Teil II vorgesehen 
ist. Sollen nach Art. 12 Abs. 2 Satz 3 Grundstücke in 
Anspruch genommen werden, die nicht dem Enteig­
nungsbegünstigten gehören, so gilt Art. 4 Abs. 1 und 2 
sinngemäß.

Art. 6

Umfang, Beschränkung und Ausdehnung 
der Enteignung

(1) Ein Grundstück darf nur in dem Umfang ent­
eignet werden, in dem dies zur Verwirklichung des 
Enteignungszwecks erforderlich ist. Reicht die Be­
lastung eines Grundstücks mit einem Recht zur Ver­
wirklichung des Enteignungszwecks aus, so ist die 
Enteignung hierauf zu beschränken.

(2) Soll ein Grundstück mit einem Erbbaurecht be­
lastet werden, so kann der Eigentümer an Stelle der 
Belastung die Entziehung des Eigentums verlangen. 
Soll ein Grundstück mit einem anderen Recht bela­
stet werden, so kann der Eigentümer die Entziehung 
des Eigentums verlangen, wenn durch die Belastung 
mit dem dinglichen Recht das Grundstück nicht 
mehr in angemessenem Umfang in der bisherigen 
oder einer anderen zulässigen Art genutzt werden 
kann.

(3) Soll ein Grundstück oder ein räumlich oder 
wirtschaftlich zusammenhängender Grundbesitz nur 
zu einem Teil enteignet werden, so kann der Eigentü­
mer die Ausdehnung der Enteignung auf das Rest­
grundstück oder den Restbesitz insoweit verlangen, 
als diese nicht mehr in angemessenem Umfang in der 
bisherigen oder einer anderen zulässigen Art genutzt 
werden können.

(4) Der Eigentümer kann verlangen, daß die Ent­
eignung auf die in Art. 2 Abs. 2 genannten Gegen­
stände ausgedehnt wird, wenn und soweit er sie in­
folge der Enteignung nicht mehr wirtschaftlich nut­
zen oder in anderer Weise angemessen verwerten 
kann.

(5) Ist zur vorübergehenden Benutzung eines 
Grundstücks ein Rechtsverhältnis begründet worden 
(Art. 2 Abs. 3), so kann der Eigentümer die Übernah­
me des Grundstücks verlangen, wenn die Wiederher­
stellung zu der bisherigen oder einer anderen zumut­
baren zulässigen Nutzung unterbleiben muß, weil der 
Aufwand dafür wirtschaftlich in keinem vertretba­
ren Verhältnis zum Wert des Grundstücks stehen 
würde. Im übrigen gelten die Vorschriften dieses Ge­
setzes sinngemäß.

(6) Ein Verlangen nach den Absätzen 2 bis 4 ist 
schriftlich oder zur Niederschrift bei der Enteig­
nungsbehörde bis zum Schluß der mündlichen Ver­
handlung oder, wenn die mündliche Verhandlung auf 
Grund eines Verzichts der Beteiligten entfällt, zu­
gleich mit der Verzichtserklärung geltend zu ma­
chen. Ein Verlangen nach Absatz 5 ist schriftlich oder 
zur Niederschrift der Enteignungsbehörde innerhalb 
von drei Monaten geltend zu machen, nachdem der 
Enteignungsbegünstigte dem Eigentümer den Ab­
schluß der Benutzung schriftlich angezeigt hat.
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Art. 7

Vorarbeiten auf Grundstücken

(1) Die Beauftragten der Enteignungsbehörde sind 
befugt, schon vor Einreichung des Enteignungsantrags 

Grundstücke zu betreten, zu vermessen und auf 
ihnen andere Vorarbeiten vorzunehmen, die notwen­

dig sind, um die Eignung der Grundstücke für Vor­

haben, für die enteignet werden kann, beurteilen zu 
können. Die gleiche Befugnis steht mit Ermächtigung 

der Enteignungsbehörde dem Träger des Vorhabens 

und seinen Beauftragten zu. Die Ermächtigung ist zu 
befristen, sie kann mit Auflagen und Bedingungen 

versehen und von der Leistung einer Sicherheit in 

Höhe der nach Absatz 3 zu erwartenden Entschädi­

gung abhängig gemacht werden. Eigentümer und 

Besitzer haben die in Satz 1 und 2 vorgesehenen Maß­

nahmen zu dulden. Wohnungen dürfen nur mit Ein­

willigung des Wohnungsinhabers betreten werden. 

Satz 5 gilt nicht für Arbeits-, Betriebs- oder Ge­

schäftsräume während der jeweiligen Arbeits-, Ge­

schäfts- oder Aufenthaltszeiten.

(2) Eigentümer und Besitzer sind rechtzeitig vor 

dem Betreten der Grundstücke schriftlich zu benach­

richtigen. Die Benachrichtigung kann auch durch öf­

fentliche Bekanntmachung in ortsüblicher Weise ge­

schehen, wenn die Eigentümer oder Besitzer unbe­

kannt sind oder ihre Ermittlung auf Schwierigkeiten 

stößt, im Falle des Absatzes 1 Satz 2 jedoch nur mit 
Zustimmung der Enteignungsbehörde.

(3) Entstehen durch eine Maßnahme nach Absatz 1 

dem Eigentümer oder Besitzer unmittelbare Vermö­
gensnachteile, so ist dafür von dem Träger des Vor­

habens eine Entschädigung in Geld zu leisten; Art. 8 

bis 13 gelten sinngemäß. Kommt eine Einigung über 

die Entschädigung nicht zustande, so setzt die Ent­

eignungsbehörde die Entschädigung fest; vor der 

Entscheidung sind die Beteiligten zu hören.

Teil II

Entschädigung, Rückenteignung und 
Härteausgleich

Abschnitt 1

Entschädigung 

Art. 8

Entschädigungsgrundsätze

(1) Für die Enteignung ist Entschädigung zu lei­

sten.

(2) Die Entschädigung wird gewährt

1. für den durch die Enteignung ein tretenden Rechts­
verlust,

2. für andere durch die Enteignung eintretende Ver­

mögensnachteile.

(3) Vermögensvorteile, die dem Entschädigungsbe­

rechtigten (Art. 9) infolge der Enteignung entstehen, 

sind bei der Festsetzung der Entschädigung min­

dernd zu berücksichtigen. Hat bei der Entstehung ei­

nes Vermögensnachteils ein Verschulden des Ent­

schädigungsberechtigten mitgewirkt, so gilt § 254 des 

Bürgerlichen Gesetzbuches sinngemäß.

(4) Für die Bemessung der Entschädigung ist der 

Zustand des Grundstücks in dem Zeitpunkt maßge­

bend, in dem die Enteignungsbehörde über den Ent­

eignungsantrag entscheidet. In den Fällen der vorzei­

tigen Besitzeinweisung oder vorzeitigen Besitzüber­

lassung ist der Zustand in dem Zeitpunkt maßge­

bend, in dem diese wirksam wird.

Art. 9

Entschädigungsberechtigter und 

Entschädigungsverpflichteter

(1) Entschädigung kann verlangen, wer in seinem 

Recht durch die Enteignung beeinträchtigt wird und 

dadurch einen Vermögensnachteil erleidet.

(2) Zur Leistung der Entschädigung ist der Enteig­

nungsbegünstigte verpflichtet. Wird Ersatzland ent­

eignet, so ist zur Entschädigung derjenige verpflich­

tet, der Ersatzland für das zu enteignende Grund­

stück nach Art. 14 Abs. 1 Nrn. 1 oder 2 bereitstellen 

müßte, wenn die Voraussetzungen dieser Vorschrif­

ten erfüllt wären.

Art. 10

Entschädigung für den Rechtsverlust

(1) Die Entschädigung für den durch die Enteig­

nung eintretenden Rechtsverlust bemißt sich nach 

dem Verkehrswert des Grundstücks oder sonstigen 

Gegenstands der Enteignung. Der Verkehrswert wird 

durch den Preis bestimmt, der in dem Zeitpunkt, auf 
den sich die Ermittlung bezieht, im gewöhnlichen 

Geschäftsverkehr nach den Eigenschaften, der son­

stigen Beschaffenheit und der Lage des Grundstücks 

ohne Rücksicht auf ungewöhnliche oder persönliche 
Verhältnisse zu erzielen wäre.

(2) Maßgebend ist der Verkehrswert in dem Zeit­

punkt, in dem die Enteignungsbehörde über die Ent­

schädigung entscheidet. Wenn und soweit eine Ent­

schädigung vor diesem Zeitpunkt geleistet wird, ist 

der Zeitpunkt der Leistung maßgebend.

(3) Bei der Festsetzung der Entschädigung bleiben 

unberücksichtigt

1. Wertänderungen, die infolge der bevorstehenden 

Enteignung eingetreten sind,

2. Werterhöhungen eines Grundstücks, die in der 

Aussicht auf eine Änderung der zulässigen Nut­

zung eingetreten sind, wenn die Änderung nicht in 
absehbarer Zeit zu erwarten ist,

3. Werterhöhungen, die nach dem Zeitpunkt einge­

treten sind, in dem der Eigentümer zur Vermei­

dung der Enteignung ein Kauf- oder Tauschange­

bot des Antragstellers mit angemessenen Bedin­

gungen (Art. 3 Abs. 2 Nr. 1) hätte annehmen kön­

nen, es sei denn, daß der Eigentümer Kapital oder 

Arbeit für sie aufgewendet hat,

4. wertsteigernde Veränderungen, die während einer 

Veränderungssperre ohne behördliche Anordnung 

oder ohne Genehmigung der zuständigen Behörde 

vorgenommen worden sind,

5. Vereinbarungen, wenn sie von üblichen Vereinba­

rungen auffällig abweichen und Tatsachen die An­

nahme rechtfertigen, daß sie getroffen worden sind, 

um eine höhere Entschädigungsleistung zu erlan­
gen.

(4) Es bemißt sich die Entschädigung insbesondere

1. für ein Recht, das zum Besitz oder zur Nutzung von 

Grundstücken oder zu wiederkehrenden Leistun­

gen aus Grundstücken berechtigt oder das den 
Verpflichteten in der Nutzung von Grundstücken 

beschränkt, vorbehaltlich der Nummer 3 nach dem 

Wert, den das Rechtsverhältnis bis zur rechtlich 
zulässigen Beendigung für den Berechtigten hatte,

2. für ein Vorkaufsrecht, das infolge der Enteignung 

nicht ausgeübt werden kann, nach dem Wert, den 

das Recht für den Berechtigten hatte,

3. für ein mit einem Grundstück verbundenes Recht 

nach dem Minderwert, den das Grundstück des Be­

rechtigten infolge des Wegfalls oder der Beschrän­

kung des Rechts hat,
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4. für die Belastung eines Grundstücks oder Rechts 

an einem Grundstück mit einem dinglichen Recht 

nach dem Minderwert, den das Grundstück oder 
Recht des Entschädigungsberechtigten infolge der 

Belastung hat; das gleiche gilt für die Begründung 

eines Rechtsverhältnisses der in Art. 2 Abs. 1 Nr. 4 

bezeichneten Art.

(5) Wird der Wert des Eigentums an dem Grund­
stück durch Rechte Dritter gemindert, die an dem 
Grundstück aufrechterhalten, an einem anderen 

Grundstück neu begründet oder gesondert entschä­
digt werden, so ist das bei der Festsetzung der Ent­

schädigung für den Rechtsverlust zu berücksichtigen.

(6) Für bauliche Anlagen, deren Abbruch jederzeit 

auf Grund öffentlich-rechtlicher Vorschriften ent­

schädigungslos gefordert werden kann, ist eine Ent­
schädigung nur zu gewähren, wenn es aus Gründen 

der Billigkeit geboten ist. Kann der Abbruch ent­
schädigungslos erst nach Ablauf einer Frist gefordert 
werden, so ist die Entschädigung nach dem Verhält­

nis der restlichen zu der gesamten Frist zu bemessen.

Art. 11

Entschädigung für andere Vermögensnachteile

(1) Wegen anderer durch die Enteignung eintre­
tender Vermögensnachteile ist eine Entschädigung 

nur zu gewähren, wenn und soweit diese Vermögens- 
nachteiie nicht bei der Bemessung der Entschädi­
gung für den Rechtsverlust berücksichtigt sind. Die 

Entschädigung ist unter gerechter Abwägung der In­
teressen der Allgemeinheit und der Beteiligten fest­

zusetzen, insbesondere für

1. den vorübergehenden oder dauernden Verlust, den 

der bisherige Eigentümer in seiner Berufstätigkeit, 
seiner Erwerbstätigkeit oder in Erfüllung der ihm 
wesensgemäß obliegenden Aufgaben erleidet, je­
doch nur bis zu dem Betrag des Aufwands, der er­
forderlich ist, um ein anderes Grundstück in der 
gleichen Weise wie das zu enteignende Grundstück 
zu nutzen,

2. die Wertminderung, die durch die Enteignung ei­

nes Grundstücksteils oder eines Teils eines räum­
lich oder wirtschaftlich zusammenhängenden 
Grundbesitzes bei dem anderen Teil oder durch 
Enteignung des Rechts an einem Grundstück bei 

einem anderen Grundstück entsteht, soweit die 
Wertminderung nicht schon bei der Festsetzung 
der Entschädigung nach Nummer 1 berücksichtigt 
ist,

3. die notwendigen Aufwendungen für einen durch 

die Enteignung erforderlich werdenden Umzug.

(2) Im Fall des Absatzes 1 Satz 2 Nr. 2 ist Art. 10 
Abs. 3 Nr. 3 anzuwenden.

Art. 12

Rechte der Nebenberechtigten

(1) Dingliche und persönliche Rechte, die zum Be­
sitz oder zur Nutzung des Grundstücks berechtigen 

oder den Verpflichteten in der Benutzung des Grund­
stücks beschränken, können aufrechterhalten wer­
den, soweit das mit dem Enteignungszweck vereinbar 

ist.

(2) Als Ersatz für ein in Absatz 1 bezeichnetes 

dingliches Recht, das nicht aufrechterhalten wird, 
kann auf Antrag des Rechtsinhabers das Ersatzland 

oder ein anderes Grundstück des Enteignungsbegün­

stigten mit einem gleichen Recht belastet werden. Als 
Ersatz für ein in Absatz 1 bezeichnetes persönliches 

Recht, das nicht aufrechterhalten wird, kann auf An­

trag des Rechtsinhabers ein Rechtsverhältnis begrün­
det werden, das ein Recht gleicher Art in bezug auf

das Ersatzland oder auf ein anderes Grundstück des 

Enteignungsbegünstigten gewährt. Als Ersatz für 

dingliche oder persönliche Rechte eines öffentlichen 
Verkehrsunternehmens, eines Trägers der öffent­

lichen Versorgung mit Elektrizität, Gas, Wärme oder 

Wasser oder eines Trägers der öffentlichen Verwer­

tung oder Beseitigung von Abwässern, die auf die 

Rechte zur Erfüllung ihrer wesensgemäßen Aufga­

ben angewiesen sind, sind auf ihren Antrag Rechte 

gleicher Art zu begründen; soweit dazu Grundstücke 
des Enteignungsbegünstigten nicht geeignet sind, 

können zu diesem Zweck auch andere Grundstücke in 

Anspruch genommen werden. Anträge müssen vor 

Beginn der mündlichen Verhandlung schriftlich oder 

zur Niederschrift der Enteignungsbehörde oder, wenn 

die mündliche Verhandlung auf Grund eines Ver­
zichts der Beteiligten entfällt, zugleich mit der Ver­

zichtserklärung gestellt werden.

(3) Soweit Rechte nicht aufrechterhalten oder nicht 

durch neue Rechte ersetzt werden, sind bei der Ent­

eignung eines Grundstücks gesondert zu entschädi­
gen

1. Erbbauberechtigte, Altenteilsberechtigte und In­
haber von Dienstbarkeiten und Erwerbsrechten an 
dem Grundstück,

2. Inhaber von persönlichen Rechten, die zum Besitz 
oder zur Nutzung des Grundstücks berechtigen, 

wenn der Berechtigte im Besitz des Grundstücks 
ist,

3. Inhaber von persönlichen Rechten, die zum Erwerb 
des Grundstücks berechtigen oder den Verpflichte­
ten in der Nutzung des Grundstücks beschränken.

(4) Berechtigte, deren Rechte nicht aufrechterhalten, 

nicht durch neue Rechte ersetzt und nicht gesondert 

entschädigt werden, haben bei der Enteignung eines 
Grundstücks Anspruch auf Ersatz des Wertes ihres 
Rechts aus der Geldentschädigung für das Eigentum 

an dem Grundstück, soweit sich ihr Recht auf dieses 
erstreckt. Das gilt entsprechend für die Geldentschä­
digungen, die für den durch die Enteignung eintre­

tenden Rechtsverlust in anderen Fällen oder nach 
Art. 11 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 festgesetzt werden.

Art. 13

Entschädigung in Geld

(1) Die Entschädigung ist in einem einmaligen Be­

trag zu leisten, soweit dieses Gesetz nichts anderes 
bestimmt.

(2) Einmalige Entschädigungsbeträge sind bis zur 
Auszahlung mit zwei vom Hundert über dem Dis­

kontsatz der Deutschen Bundesbank jährlich von 
dem Zeitpunkt an zu verzinsen, in dem die Nutzungs­
möglichkeit dem von der Enteignung Betroffenen 

entzogen oder er in ihr beschränkt wird.

(3) Für die Belastung eines Grundstücks mit einem 

Erbbaurecht ist die Entschädigung in einem Erbbau­
zins zu leisten.

(4) Auf Antrag des Eigentümers ist die Entschädi­
gung in wiederkehrenden Leistungen festzusetzen, 

wenn das den übrigen Beteiligten zuzumuten ist und 
die Entschädigung in einem einmaligen Geldbetrag 

für den Eigentümer eine unzumutbare Härte darstel­
len würde.

Art. 14

Entschädigung in Land

(1) Die Entschädigung ist auf Antrag des Eigentü­
mers in geeignetem Ersatzland festzusetzen, wenn 
dieser zur Sicherung seiner Berufstätigkeit, seiner 

Erwerbstätigkeit oder zur Erfüllung seiner ihm we-
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sensgemäß obliegenden Aufgaben auf Ersatzland an­

gewiesen ist und

1. der Enteignungsbegünstigte über geeignetes Er­

satzland verfügt, auf das er nicht mit seiner Be­

rufstätigkeit, seiner Erwerbstätigkeit oder zur Er­

füllung der ihm wesensgemäß obliegenden Aufga­

ben angewiesen ist, oder

2. der Enteignungsbegünstigte geeignetes Ersatzland 

nach pflichtgemäßem Ermessen der Enteignungsbe­

hörde freihändig zu angemessenen Bedingungen 

beschaffen kann oder

3. geeignetes Ersatzland durch Enteignung nach 

Art. 4 beschafft werden kann.

(2) Unter den Voraussetzungen der Nummern 1 bis 

3 des Absatzes 1 ist die Entschädigung auf Antrag des 

Eigentümers auch dann in geeignetem Ersatzland 

festzusetzen, wenn ein Grundstück enteignet werden 

soll, das mit einem eigengenutzten Eigenheim oder 

einer eigengenutzten Kleinsiedlung bebaut ist. Das 

gilt nicht, wenn nach öffentlich-rechtlichen Vor­

schriften der Abbruch des Gebäudes jederzeit ent­

schädigungslos gefordert werden kann.

(3) Die Entschädigung kann auf Antrag des Eigen­

tümers oder des Enteignungsbegünstigten ganz oder 

teilweise in Ersatzland festgesetzt werden, wenn die­

se Art der Entschädigung nach pflichtgemäßem Er­

messen der Enteignungsbehörde unter gerechter Ab­

wägung der Interessen der Allgemeinheit und der 

Beteiligten billig ist und bei dem Enteignungsbegün­

stigten die in Absatz 1 Nr. 1 oder 2 genannten Vor­
aussetzungen vorliegen.

(4) Für die Bewertung des Ersatzlandes gilt Art. 10 

entsprechend. Hierbei ist eine Werterhöhung zu be­

rücksichtigen, die das übrige Grundvermögen des 

von der Enteignung Betroffenen durch den Erwerb 

des Ersatzlandes über dessen Wert nach Satz 1 hinaus 

erfährt. Hat das Ersatzland einen geringeren Wert als 

das zu enteignende Grundstück, so ist eine dem Wert­

unterschied entsprechende zusätzliche Geldentschä­

digung festzusetzen. Hat das Ersatzland einen höhe­

ren Wert als das zu enteignende Grundstück, so ist 

festzusetzen, daß der Entschädigungsberechtigte an 

den durch die Enteignung Begünstigten eine dem 

Wertunterschied entsprechende Ausgleichszahlung 

zu leisten hat. Die Ausgleichszahlung wird mit dem 

nach Art. 34 Abs. 6 Satz 1 in der Ausführungsanord­
nung festgesetzten Tag fällig.

(5) Wird die Entschädigung in Land festgesetzt, so 

sollen dingliche oder persönliche Rechte, soweit sie 

nicht an dem zu enteignenden Grundstück aufrecht­

erhalten werden, auf Antrag des Rechtsinhabers 

ganz oder teilweise nach Maßgabe des Art. 12 Abs. 2 

ersetzt werden. Soweit das nicht möglich ist oder 

nicht ausreicht, sind die Inhaber der Rechte geson­

dert in Geld zu entschädigen; das gilt für die in Art. 

12 Abs. 4 bezeichneten Berechtigten nur, soweit ihre 

Rechte nicht durch eine dem Eigentümer gemäß Ab­

satz 4 zu gewährende zusätzliche Geldentschädigung 
gedeckt werden.

(6) Statt in Ersatzland kann die Entschädigung in 

grundstücksgleichen Rechten oder Rechten nach dem 

Wohnungseigentumsgesetz festgesetzt werden, so­

weit diese Rechte in gleichem Maße die Berufs- oder 

Erwerbstätigkeit des Berechtigten oder die Erfüllung 

der ihm wesensgemäß obliegenden Aufgaben ermög­

lichen; wer die Entschädigung in solchen Rechten 

ablehnt, ist mit Geld abzufinden; Art. 15 bleibt unbe­
rührt.

(7) Anträge nach den Absätzen 1, 2, 3 und 5 sind 

schriftlich oder zur Niederschrift der Enteignungsbe­

hörde zu stellen, und zwar in den Fällen der Absätze

1 bis 3 nur vor Beginn und im Fall des Absatzes 5 nur 

bis zum Schluß der mündlichen Verhandlung oder, 

wenn die mündliche Verhandlung auf Grund eines 

Verzichts der Beteiligten entfällt, zugleich mit der 

Verzichtserklärung.

(8) Hat der Eigentümer nach Absatz 1 oder 2 einen 

Anspruch auf Entschädigung in Ersatzland und be­

schafft er sich mit Zustimmung des Enteignungsbe­

günstigten außerhalb des Enteignungsverfahrens Er­

satzland oder die in Absatz 6 bezeichneten Rechte, so 

hat er gegen den Enteignungsbegünstigten einen An­

spruch auf Erstattung der erforderlichen Aufwen­

dungen. Der Enteignungsbegünstigte ist nur insoweit 

zur Erstattung verpflichtet, als er selbst Aufwendun­

gen erspart. Kommt eine Einigung über die Erstat­

tung nicht zustande, so entscheidet die Enteignungs­

behörde auf Antrag des Eigentümers im Enteig­

nungsbeschluß oder in einem gesonderten Beschluß.

Art. 15

Entschädigung durch Gewährung anderer Rechte

(1) Soweit es unter Abwägung der Belange der Be­

teiligten billig ist, kann die Entschädigung auf An­

trag des Eigentümers ganz oder teilweise in Mitei­

gentum, grundstücksgleichen Rechten, Rechten nach 

dem Wohnungseigentumsgesetz oder sonstigen ding­

lichen Rechten an diesem oder einem anderen 

Grundstück des Enteignungsbegünstigten oder in 

Immobilienfondsanteilen im Sinn des § 25 Abs. 5 des 

Städtebauförderungsgesetzes festgesetzt werden. Bei 

Wertunterschieden zwischen den Rechten nach Satz 1 

und dem zu enteignenden Grundstück gilt Art. 14 

Abs. 4 entsprechend.

(2) Der Antrag nach Absatz 1 ist bis zum Schluß 

der mündlichen Verhandlung schriftlich oder zur 

Niederschrift der Enteignungsbehörde oder, wenn 

die mündliche Verhandlung auf Grund eines Ver­

zichts der Beteiligten entfällt, zugleich mit der Ver­
zichtserklärung zu stellen.

Abschnitt 2

Rückenteignung

Art. 16

Rückenteignung

(1) Der enteignete frühere Eigentümer kann ver­

langen, daß das enteignete Grundstück zu seinen Gun­

sten wieder enteisnet wird (Rückenteignung), wenn 

und soweit der F.nteignungsbegünstigte oder sein 

Rechtsnachfolger das Grundstück nicht innerhalb 

der festgesetzten Fristen (Art. 31 Abs. 1 Nr. 3. Art. 32) 

zu dem Enteignungszweck verwendet oder den Ent­

eignungszweck vor Ablauf der Frist aufgegeben hat.

(2) Die Rückenteignung kann nicht verlangt wer­
den, wenn

1. der Enteignete selbst das Grundstück im Wege der 

Enteignung erworben hatte,

2. ein Verfahren zur Enteignung des Grundstücks zu­

gunsten eines anderen eingeleitet worden ist und 

der enteignete frühere Eigentümer nicht glaubhaft 

macht, daß er das Grundstück binnen angemesse­

ner Frist zu dem vorgesehenen Zweck verwenden 

wird,

3. mit der zweckgerechten Verwendung begonnen 

worden ist oder

4. seit Unanfechtbarkeit des Enteignungsbeschlusses 

20 Jahre verstrichen sind.
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(3) Der Antrag auf Rückenteignung ist spätestens 
zwei Jahre nach Ablauf der Verwendungsfrist bei 
der Enteignungsbehörde einzureichen. § 203 Abs. 2, 
§ 205 des Bürgerlichen Gesetzbuches gelten entspre­
chend.

(4) Die Enteignungsbehörde kann die Rückenteig­
nung ablehnen, wenn das Grundstück erheblich ver­
ändert oder ganz oder überwiegend Entschädigung in 
Land gewährt worden ist.

(5) Der frühere Inhaber eines Rechts, das durch 
Enteignung nach den Vorschriften dieses Gesetzes 
aufgehoben ist, kann unter den Voraussetzungen des 
Absatzes 1 verlangen, daß ein gleiches Recht an dem 
früher belasteten Grundstück zu seinen Gunsten 
durch, Enteignung wieder begründet wird. Ist durch 
Enteignung das Eigentum an einem Grundstück oder 
ein Recht an einem Grundstück belastet oder ein 
Rechtsverhältnis nach Art. 2 Abs. 1 Nr. 4 begründet 
worden, so kann unter den Voraussetzungen des Ab­
satzes 1 der Eigentümer des Grundstücks oder Inha­
ber des Rechts oder der aus dem Rechtsverhältnis 
Verpflichtete die Aufhebung der Belastung oder des 
Rechtsverhältnisses verlangen. Die Vorschriften über 
die Rückenteignung gelten sinngemäß.

(6) Für das Verfahren gelten die Vorschriften des 
Dritten Teils sinngemäß.

Art. 17

Entschädigung für die Rückenteignung

Wird dem Antrag auf Rückenteignung stattgege­
ben, so hat der Antragsteller dem von der Rückent­
eignung Betroffenen Entschädigung für den Rechts­
verlust zu leisten. Art. 8 Abs. 2 Nr. 2 ist nicht anzu­
wenden. Die dem Eigentümer zu gewährende Ent­
schädigung darf den bei der ersten Enteignung zu­
grunde gelegten Verkehrswert des Grundstücks 
nicht übersteigen, jedoch sind Aufwendungen zu be­
rücksichtigen, die zu einer Werterhöhung des Grund­
stücks geführt haben. Ist dem Antragsteller bei der 
ersten Enteignung eine Entschädigung für andere 
Vermögensnachteile gewährt worden, so hat er diese 
Entschädigung insoweit zurückzugewähren, als die 
Nachteile auf Grund der Rückenteignung entfallen. 
Im übrigen gelten die Vorschriften dieses Gesetzes 
über die Entschädigung sinngemäß.

Abschnitt 3

Härteausgleich

Art. 18

Härteausgleich

(1) Entstehen einem Mieter, Pächter oder sonstigen 
Nutzungsberechtigten, dessen Vertragsverhältnis 
oder Nutzungsverhältnis durch eine Enteignung auf 
Grund dieses Gesetzes oder auf Veranlassung des 
Trägers des Vorhabens durch Kündigung oder Ver­
einbarung beendet wird, wirtschaftliche Nachteile, 
die für ihn in seinen persönlichen Lebensumständen, 
im wirtschaftlichen oder sozialen Bereich eine beson­
dere Härte bedeuten und für die eine Entschädigung 
nach diesem Gesetz nicht zu leisten ist und die auch 
nicht durch sonstige Maßnahmen ausgeglichen wer­
den, kann die Enteignungsbehörde auf Antrag einen 
Geldausgleich festsetzen, soweit es der Billigkeit ent­
spricht (Härteausgleich). Zur Leistung des Härteaus­
gleichs ist der Träger des Vorhabens verpflichtet. Als 
Härteausgleich kommt auch die Gewährung eines 
zinsgünstigen Darlehens oder einer Zinsverbilligung 
für ein Darlehen in Betracht.

(2) Ein Härteausgleich wird nicht gewährt, soweit 
der Antragsteller es unterlassen hat oder unterläßt, 
den wirtschaftlichen Nachteil durch zumutbare Maß­
nahmen, insbesondere unter Einsatz eigener oder 
fremder Mittel abzuwenden.

(3) Der Antrag auf Härteausgleich ist innerhalb ei­
nes Jahres nach Beendigung des Vertragsverhältnis­
ses zu stellen.

Teil III 

Verfahren 

Abschnitt 1 

Enteignungsverfahren 

Art. 19

Enteignungsbehörde

(1) Die Enteignung wird von der Kreisverwal­
tungsbehörde durchgeführt (Enteignungsbehörde).

(2) Sind mehrere Kreisverwaltungsbehörden für 
ein Vorhaben zuständig und ist es zweckmäßig, das 
Verfahren einheitlich durchzuführen, so bestimmt 
die gemeinsame nächsthöhere Stelle die zuständige 
Kreis Verwaltungsbehörde.

Art. 20

Enteignungsantrag

(1) Der Enteignungsantrag ist bei der Enteig­
nungsbehörde zu stellen.

(2) Der Antragsteller hat mit dem Enteignungsan­
trag die für die Beurteilung des Vorhabens und die 
Bearbeitung des Enteignungsantrags erforderlichen 
Unterlagen einzureichen. Er muß insbesondere die zu 
enteignenden Gegenstände, soweit erforderlich unter 
Vorlage von Grundbuch- oder Katasterauszügen und 
Lageplänen, bezeichnen und er soll die Beteiligten 
nach Namen und Anschrift angeben.

Art. 21 

Nachweise

(1) Die Enteignungsbehörde kann jederzeit die 
Durchführung des Verfahrens davon abhängig ma­
chen, daß

1. die Mittel für die Verwirklichung des Vorhabens 
nachgewiesen werden,

2. Sicherheit bis zur Höhe der voraussichtlichen Ent­
eignungsentschädigung geleistet wird,

3. ein für das Vorhaben erforderlicher Planfeststel­
lungsbeschluß oder sonst erforderliche Genehmi­
gungen, Bewilligungen, Erlaubnisse oder Zustim­
mungen beigebracht werden.

(2) Von juristischen Personen des öffentlichen 
Rechts kann Sicherheitsleistung nur verlangt wer­
den, wenn begründete Zweifel an ihrer Leistungsfä­
higkeit bestehen.

Art. 22 

Beteiligte

(1) In dem Enteignungsverfahren sind Beteiligte

1. der Enteignungsbegünstigte,

2. der Eigentümer und diejenigen, für welche ein 
Recht an dem von der Enteignung betroffenen 
Grundstück oder an einem das Grundstück bela­
stenden Recht im Grundbuch eingetragen oder 
durch Eintragung gesichert ist oder für welche ein 
Wasserrecht oder eine wasserrechtliche Befugnis 
im Wasserbuch eingetragen ist,
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3. Inhaber eines nicht im Grundbuch oder Wasser­
buch eingetragenen Rechts an dem Grundstück 

oder an einem das Grundstück belastenden Recht, 
eines Anspruchs mit dem Recht auf Befriedigung 

aus dem Grundstück oder eines persönlichen 
Rechts, das zum Erwerb, zum Besitz oder zur Nut­

zung des Grundstücks berechtigt oder die Benut­
zung des Grundstücks beschränkt,

4. wenn Ersatzland im Weg der Enteignung bereitge­

stellt werden soll, der Eigentümer und die Inhaber 
der in den Nummern 2 und 3 genannten Rechte 
hinsichtlich des Ersatzlandes,

5. die Eigentümer der Grundstücke, die durch eine 
Enteignung nach Art. 5 betroffen werden.

(2) Die in Absatz 1 Nr. 3 bezeichneten Personen 

werden in dem Zeitpunkt Beteiligte, in dem die 

Anmeldung ihres Rechts der Enteignungsbehörde zu­

geht. Die Anmeldung kann spätestens in der letzten 
mündlichen Verhandlung mit den Beteiligten erfol­
gen.

(3) Bestehen Zweifel an einem angemeldeten 
Recht, so hat die Enteignungsbehörde dem Anmel­
denden unverzüglich eine Frist zur Glaubhaftma­
chung seines Rechts zu setzen. Nach fruchtlosem Ab­

lauf der Frist ist er bis zur Glaubhaftmachung seines 
Rechts nicht mehr zu beteiligen.

(4) Der im Grundbuch eingetragene Gläubiger ei­

ner Hypothek, Grundschuld oder Rentenschuld, für 
die ein Brief erteilt ist, und jeder seiner Rechtsnach­
folger hat auf Verlangen der Enteignungsbehörde ei­
ne Erklärung darüber abzugeben, ob ein anderer die 
Hypothek, Grundschuld oder Rentenschuld oder ein 

Recht daran erworben hat; die Person eines Erwer­
bers hat er dabei zu bezeichnen.

Art. 23

Förmliches Verwaltungsverfahren

Das Enteignungsverfahren wird als förmliches 
Verwaltungsverfahren nach dem Bayerischen Ver­
waltungsverfahrensgesetz durchgeführt, soweit sich 
aus diesem Gesetz nichts Abweichendes ergibt.

Art. 24

Erforschung des Sachverhalts

(1) Die Enteignungsbehörde kann im Rahmen der 
Ermittlung des Sachverhalts anordnen, daß

1. Beteiligte persönlich erscheinen oder einen Vertre­
ter entsenden, der zur Abgabe der erforderlichen 
Erklärungen ermächtigt ist,

2. Beteiligte Urkunden und sonstige Unterlagen vor­
legen, die sich in ihrem Besitz befinden,

3. Hypotheken-, Grundschuld- und Rentenschuld­
gläubiger die in ihrem Besitz befindlichen Hypo­

theken-, Grundschuld- und Rentenschuldbriefe 
vorlegen.

(2) Die Enteignungsbehörde kann den Zustand des 
Grundstücks im Rahmen der Vorarbeiten oder vor 

dem Wirksamwerden der vorzeitigen Besitzeinwei­
sung oder sonstiger mit dem Vorhaben zusammen­

hängender Maßnahmen in einer Niederschrift fest­
stellen lassen, soweit er für die zu leistende Entschä­
digung von Bedeutung ist. Die Enteignungsbehörde 
soll den Zustand des Grundstücks nach Satz 1 fest­
stellen lassen, wenn es der Eigentümer verlangt. Die 
Niederschrift ist dem Träger des Vorhabens und dem 
Eigentümer zuzusenden; die Beteiligten können die 

Niederschrift jederzeit einsehen.

Art. 25

Wiedereinsetzung in den vorigen Stand

Die Behörde kann nach Wiedereinsetzung in den 

vorigen Stand an Stelle einer Entscheidung, die den 
durch das bisherige Verfahren herbeigeführten neu­
en Rechtszustand ändern würde, eine Entschädigung 
festsetzen. Art. 8 bis 13 gelten sinngemäß.

Art. 26

Vorbereitung der mündlichen Verhandlung;

Entscheidung ohne mündliche Verhandlung

(1) Das Enteignungsverfahren soll beschleunigt 
durchgeführt werden. Die Enteignungsbehörde soll 
schon vor der mündlichen Verhandlung alle Anord­
nungen treffen, die erforderlich sind, um das Verfah­

ren möglichst in einem Verhandlungstermin zu erle­
digen. Sie soll den Beteiligten und den Behörden und 

Stellen, die Träger öffentlicher Belange sind und de­
ren Aufgabenbereich berührt wird, Gelegenheit zur 
Äußerung geben.

(2) Enteignungsverfahren können miteinander 

verbunden werden. Verbundene Enteignungsverfah­
ren können wieder getrennt werden.

(3) Die Enteignungsbehörde entscheidet nach 
mündlicher Verhandlung mit den Beteiligten. Zur 

mündlichen Verhandlung lädt sie die ihr bekannten 
Beteiligten; die Gemeinde, in deren Gebiet sich der 
Enteignungsgegenstand befindet, kann geladen wer­
den. Die Ladung ist zuzustellen. Die Ladungsfrist be­
trägt zwei Wochen. Die Sachverständigen, die Gut­
achten für die Enteignungsbehörde erstattet haben, 
sollen beigezogen werden. Art. 67 Abs. 1 Sätze 4 bis 6 
des Bayerischen Verwaltungsverfahrensgesetzes 

bleibt unberührt.

(4) Die Enteignungsbehörde kann neben den Fällen 
des Art. 67 Abs. 2 des Bayerischen Verwaltungsver­
fahrensgesetzes ohne mündliche Verhandlung ent­
scheiden, wenn die Enteignung offensichtlich unzu­

lässig ist.

(5) Die Ladung muß enthalten

1. die Bezeichnung des Antragstellers und des Ent­
eignungsgegenstands,

2. den wesentlichen Inhalt des Enteignungsantrags 

mit dem Hinweis, daß der Antrag mit den ihm bei­
gefügten Unterlagen bei der Enteignungsbehörde 
oder einer von ihr bestimmten Stelle eingesehen 

werden kann,

3. die Aufforderung, etwaige Einwendungen gegen 
den Enteignungsantrag möglichst vor der mündli­

chen Verhandlung bei der Enteignungsbehörde 
schriftlich einzureichen oder zur Niederschrift zu 

erklären und etwaige Rechte spätestens in der 

mündlichen Verhandlung wahrzunehmen, und

4. den Hinweis, daß auch bei Nichterscheinen über 
den Enteignungsantrag und andere im Verfahren 

zu erledigende Anträge entschieden werden kann.

Sie soll einen Hinweis auf die Verfügungs- und Ver­

änderungssperre (Art. 27) und ein etwaiges Planfest­
stellungsverfahren enthalten.

(6) Die Ladung von Personen, deren Beteiligung 
auf einem Antrag auf Entschädigung in Land beruht, 
muß außer dem in Absatz 5 vorgeschriebenen Inhalt 
auch die Bezeichnung des Eigentümers, dessen Ent­
schädigung in Land beantragt ist, und des Grund­
stücks, für das die Entschädigung in Land gewährt 
werden soll, enthalten.

(7) Das Enteignungsverfahren ist mindestens zwei 
Wochen vor dem ersten Termin der mündlichen Ver­
handlung in ortsüblicher Weise in der Gemeinde, in
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deren Gebiet sich der Enteignungsgegenstand befin­

det, öffentlich bekanntzumachen; das gilt nicht im 

Fall des Absatzes 4. Für den Inhalt der Bekanntma­

chung gilt Absatz 5 sinngemäß; der erste Termin der 

mündlichen Verhandlung ist anzugeben.

(8) Soweit in anderen Gesetzen eine gesonderte 

Entscheidung über die Zulässigkeit der Enteignung 

durch eine andere Stelle als die Enteignungsbehörde 

vorgeschrieben ist, darf erst geladen und öffentlich 

bekanntgemacht werden, wenn diese Entscheidung 

getroffen ist.

(9) Ist im Grundbuch die Anordnung der Zwangs­

versteigerung oder Zwangsverwaltung eingetragen, 

so gibt die'Enteignungsbehörde dem Vollstreckungs­

gericht von der Bekanntmachung über das Enteig­

nungsverfahren Kenntnis, soweit dieses das Grund­

stück betrifft, das Gegenstand des Vollstreckungs­

verfahrens ist.

Art. 27

Verfügungs- und Veränderungssperre

(1) Von der Bekanntmachung über das Enteig­

nungsverfahren (Art. 26 Abs. 7) an oder vom Beginn 

der Auslegung der Pläne im Planfeststellungsverfah­

ren nach Art. 40, 41 an dürfen nur mit schriftlicher 

Genehmigung der Enteignungsbehörde

1. Verfügungen über ein Grundstück und über Rech­

te an einem Grundstück getroffen oder Vereinba­

rungen abgeschlossen werden, durch die einem an­

deren ein Recht zur Nutzung oder Bebauung eines 

Grundstücks oder Grundstücksteils eingeräumt 

wird,

2. erhebliche Veränderungen der Erdoberfläche oder 

wesentlich wertsteigernde sonstige Veränderungen 

des Grundstücks vorgenommen werden,

3. nicht genehmigungspflichtige, aber wertsteigernde 

bauliche Anlagen errichtet oder wertsteigernde 

Änderungen solcher Anlagen vorgenommen wer­

den,

4. genehmigungspflichtige bauliche Anlagen errich­

tet oder geändert werden.

(2) Sind Verfügungen oder Änderungen der in Ab­

satz 1 bezeichneten Art vor der Bekanntmachung zu 

befürchten, so kann die Enteignungsbehörde die 

Sperre nach Absatz 1 bereits ab dem Eingang des 

Enteignungsantrags (Art. 20 Abs. 1) anordnen. Die 

Anordnung ist in ortsüblicher Weise in der Gemein­

de, in deren Gebiet sich der Enteignungsgegenstand 

befindet, öffentlich bekanntzumachen.

(3) Veränderungen, die in rechtlich zulässiger Wei­

se vorher begonnen worden sind, Unterhaltungsar­

beiten und die Fortführung einer bisher ausgeübten 

Nutzung werden hiervon nicht berührt.

(4) Die Enteignungsbehörde ersucht das Grund­

buchamt, die Verfügungs- und Veränderungssperre 

im Grundbuch einzutragen. Das Grundbuchamt be­

nachrichtigt die Enteignungsbehörde von allen Ein­

tragungen, die nach dem Wirksamwerden der Sperre 

vorgenommen werden.

(5) Vor Entscheidung über die Genehmigung ist 

der Antragsteller zu hören. Die Genehmigung darf 

nur versagt werden, wenn Grund zu der Annahme 

besteht, daß das Vorhaben die Enteignung unmöglich 

machen oder wesentlich erschweren oder den Enteig­

nungszweck gefährden würde. Die Enteignung wird 

auch dann wesentlich erschwert, wenn bei der Ver­

äußerung eines Grundstücks und bei der Bestellung 

oder Veräußerung eines Erbbaurechts der vereinbar­

te Gegenwert für das Grundstück oder das Recht 

über dem Wert liegt, der sich in Anwendung der Ent­

schädigungsgrundsätze dieses Gesetzes ergibt.

(6) Wird dem Enteignungsantrag stattgegeben, so 

kann der Enteignungsbegünstigte verlangen, daß für 

ihn nachteilige, nicht nach Absatz 1 genehmigte Ver­

änderungen beseitigt oder in Geld ausgeglichen wer­

den. Die Entscheidung trifft die Enteignungsbehörde.

(7) Dauert die Sperre länger als vier Jahre, so ist 

den Betroffenen für danach entstandene Vermögens­

nachteile auf Grund der Sperre eine angemessene 

Entschädigung in Geld zu leisten. Art. 8 bis 13 gelten 

sinngemäß. Die Enteignungsbehörde setzt die Ent­

schädigung auf Antrag des Betroffenen im Enteig­

nungsbeschluß oder in einem gesonderten Beschluß 

fest.

Art. 28

Bindungswirkung

Ist in einem Planfeststellungsverfahren oder in ei­

nem anderen förmlichen Verfahren eine für die Be­

teiligten verbindliche Entscheidung über die Zuläs­

sigkeit und die Art der Verwirklichung des Vorha­

bens getroffen worden, so ist die unanfechtbare oder 

für sofort vollziehbar erklärte Entscheidung dem 

Enteignungsverfahren zugrunde zu legen und für die 

Enteignungsbehörde bindend. Gegen Enteignungs­

maßnahmen können keine Einwendungen erhoben 

werden, über die in diesem Verfahren der Sache nach 

entschieden worden ist oder die in diesem Verfahren 

nicht mehr erhoben werden können.

Art. 29 

Einigung

(1) Die Enteignungsbehörde hat auf eine Einigung 

zwischen den Beteiligten hinzuwirken.

(2) Einigen sich die Beteiligten außerhalb des Ent­

eignungsverfahrens über den Übergang oder die Be­

lastung des Enteignungsgegenstands, jedoch nicht 

über die Höhe der Entschädigung, so wird auf Antrag 

eines Beteiligten das Enteignungsverfahren zur Fest­

setzung der Entschädigung durchgeführt. Für das 

Verfahren gelten die Vorschriften dieses Abschnitts 

mit Ausnahme der Vorschriften, die sich auf den 

Übergang oder die Belastung des Enteignungsgegen­

stands beziehen. Die Enteignungsbehörde kann von 

der öffentlichen Bekanntmachung (Art. 26 Abs. 7) ab- 

sehen.

(3) Einigen sich die Beteiligten im Enteignungsver­

fahren, so hat die Enteignungsbehörde eine Nieder­

schrift über die Einigung aufzunehmen. Die Nieder­

schrift muß den Erfordernissen des Art. 31 Abs. 1 

entsprechen. Sie ist von den Beteiligten zu unter­

schreiben. Ein Bevollmächtigter eines Beteiligten be­

darf einer öffentlich oder amtlich beglaubigten Voll­

macht; für einen Rechtsanwalt genügt eine schrift­

liche Vollmacht. Die beurkundete Einigung steht ei­

nem nicht mehr anfechtbaren Enteignungsbeschluß 

gleich. Art. 31 Abs. 3 ist entsprechend anzuwenden.

(4) Einigen sich die Beteiligten im Enteignungsver­

fahren nur über den Übergang oder die Belastung 

des Enteignungsgegenstands, jedoch nicht über die 

Höhe der Entschädigung, so ist Absatz 3 entspre­

chend anzuwenden. Die Enteignungsbehörde hat an­

zuordnen, daß dem Berechtigten eine Vorauszahlung 

in Höhe der zu erwartenden Entschädigung zu leisten 

ist, soweit sich aus der Einigung nichts anderes er­

gibt. Im übrigen wird das Enteignungsverfahren 

fortgesetzt; Absatz 2 ist entsprechend anzuwenden.

Art. 30

Entscheidung der Enteignungsbehörde

(1) Soweit eine Einigung nicht zustande kommt, 

entscheidet die Enteignungsbehörde durch Beschluß 

über den Enteignungsantrag und die übrigen Anträ­

ge.
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(2) Auf Antrag hat die Enteignungsbehörde vorab 
über den Übergang oder die Belastung des Enteig­
nungsgegenstands oder über sonstige durch die Ent­
eignung zu bewirkende Rechtsänderungen zu ent­
scheiden. In diesem Fall hat die Enteignungsbehörde 
anzuordnen, daß dem Berechtigten eine Vorauszah­
lung in Höhe der zu erwartenden Entschädigung zu 
leisten ist.

(3) Gibt die Enteignungsbehörde dem Enteig­
nungsantrag statt, so entscheidet sie zugleich

1. darüber, welche Rechte der in Art. 12 bezeichneten 
Berechtigten an dem Gegenstand der Enteignung 
aufrechterhalten bleiben,

2. darüber, mit welchen Rechten der Gegenstand der 
Enteignung, das Ersatzland oder ein anderes 
Grundstück belastet wird,

3. darüber, welche Rechtsverhältnisse begründet 
werden, die persönliche Rechte gewähren,

4. im Fall der Entschädigung in Ersatzland über den 
Eigentumsübergang oder die Enteignung des Er­
satzlandes.

(4) Dem Beschluß der Enteignungsbehörde ist eine 
Belehrung über die Rechtsbehelfe, über die Gerichte, 
bei denen sie einzureichen sind, und über die Frist 
beizufügen.

Art. 31

Enteignungsbeschluß

(1) Gibt die Enteignungsbehörde dem Enteig­
nungsantrag statt, so muß der Beschluß (Enteig­
nungsbeschluß) bezeichnen

1. die von der Enteignung Betroffenen und den Ent­
eignungsbegünstigten,

2. die sonstigen Beteiligten,

3. den Enteignungszweck und die Frist, innerhalb de­
ren der Enteignungsgegenstand zu dem vorgese­
henen Zweck zu verwenden ist,

4. die Sach- und Rechtsänderungen, die durch die 
Enteignung eintreten, und zwar

a) wenn das Eigentum an einem Grundstück Ge­
genstand der Enteignung ist: das Grundstück 
nach Größe, grundbuchmäßiger, katastermäßi­
ger oder sonst üblicher Bezeichnung; im Fall 
der Enteignung eines Grundstücksteils ist zu 
seiner Bezeichnung auf die für die Abschrei­
bung eines Grundstücksteils nach der Grund­
buchordnung erforderlichen Unterlagen Bezug 
zu nehmen,

b) wenn ein anderes Recht an einem Grundstück 
Gegenstand einer selbständigen Enteignung ist: 
dieses Recht nach Inhalt und grundbuchmäßi­
ger Bezeichnung,

c) wenn ein persönliches Recht Gegenstand einer 
selbständigen Enteignung ist: dieses Recht nach 
seinem Inhalt und dem Grund seines Bestehens,

d) wenn die Enteignung auf die in Art. 2 Abs. 2 be­
zeichneten Gegenstände ausgedehnt wird: diese 
Gegenstände,

e) wenn ein Grundstück mit einem Recht belastet 
wird: die Art, den Inhalt, soweit er durch Ver­
trag bestimmt werden kann, und den Rang des 
Rechts, den Berechtigten und das Grundstück,

f) wenn ein persönliches Recht begründet wird: 
den Inhalt des Rechtsverhältnisses und die dar­
an Beteiligten,

g) im Fall des Art. 2 Abs. 1 Nr. 5 die baulichen An­
lagen und Einfriedungen,

5. die Art und Höhe der Entschädigungen und die Hö­
he der Ausgleichszahlungen nach Art. 14 Abs. 4 
Satz 4 und Art. 15 Abs. 1 Satz 2 mit der Angabe, von

wem und an wen sie zu leisten sind; Geldentschädi­
gungen, aus denen andere von der Enteignung Be­
troffene nach Art. 12 Abs. 4 zu entschädigen sind, 
müssen von den sonstigen Geldentschädigungen 
getrennt ausgewiesen werden,

6. bei der Entschädigung in Land das Grundstück in 
der in Nummer 4 Buchst, a bezeichneten Weise.

(2) Kann ein Grundstücksteil nicht entsprechend 
Absatz 1 Nr. 4 Buchst, a bezeichnet werden, so kann 
der Enteignungsbeschluß ihn auf Grund fester Merk­
male in der Natur oder durch Bezugnahme auf die 
Eintragung in einem Lageplan bezeichnen. Wenn das 
Ergebnis der Vermessung vorliegt, ist der Enteig­
nungsbeschluß durch einen Nachtragsbeschluß anzu­
passen.

(3) Ist im Grundbuch die Anordnung der Zwangs­
versteigerung oder der Zwangsverwaltung eingetra­
gen, so gibt die Enteignungsbehörde dem Vollstrek- 
kungsgericht von dem Enteignungsbeschluß Kennt­
nis.

Art. 32

Lauf der Verwendungsfrist

(1) Die Frist, innerhalb deren der Enteignungsge­
genstand zu dem vorgesehenen Zweck nach Art. 31 
Abs. 1 Nr. 3 zu verwenden ist, beginnt mit dem Ein­
tritt der Rechtsänderung.

(2) Die Enteignungsbehörde kann diese Frist vor 
ihrem Ablauf auf Antrag verlängern, wenn

1. der Enteignungsbegünstigte nachweist, daß er den 
Enteignungsgegenstand ohne Verschulden inner­
halb der festgesetzten Frist nicht zu dem vorgese­
henen Zweck verwenden kann, oder

2. vor Ablauf der Frist eine Gesamtrechtsnachfolge 
eintritt und der Rechtsnachfolger nachweist, daß 
er den Enteignungsgegenstand innerhalb der ge­
setzten Frist nicht zu dem vorgesehenen Zweck 
verwenden kann.

Der enteignete frühere Eigentümer ist vor der Ent­
scheidung über die Verlängerung zu hören. Die Ent­
scheidung ist den Beteiligten des vorangegangenen 
Enteignungsverfahrens zuzustellen.

Art. 33

Verfahren bei der Entschädigung 
durch Gewährung anderer Rechte

(1) Soll die Entschädigung des Eigentümers eines 
zu enteignenden Grundstücks gemäß Art. 15 festge­
setzt werden und ist die Bestellung, Übertragung 
oder die Bewertung eines der dort bezeichneten 
Rechte im Zeitpunkt des Erlasses des Enteignungsbe­
schlusses noch nicht möglich, so kann die Enteig­
nungsbehörde, wenn es der Eigentümer unter Be­
zeichnung eines Rechts beantragt, im Enteignungs­
beschluß neben der Festsetzung der Entschädigung 
in Geld dem Enteignungsbegünstigten aufgeben, bin­
nen einer bestimmten Frist dem von der Enteignung 
Betroffenen ein Recht der bezeichneten Art zu ange­
messenen Bedingungen anzubieten.

(2) Bietet der Enteignungsbegünstigte binnen der 
bestimmten Frist ein Recht der bezeichneten Art 
nicht an oder einigt er sich mit dem von der Enteig­
nung Betroffenen nicht, so wird ihm ein solches 
Recht auf Antrag zugunsten des von der Enteignung 
Betroffenen durch Enteignung entzogen. Die Enteig­
nungsbehörde setzt den Inhalt des Rechts fest, soweit 
dessen Inhalt durch Vereinbarung bestimmt werden 
kann. Die Vorschriften dieses Gesetzes über das Ver­
fahren und die Entschädigung sind sinngemäß anzu­
wenden.
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(3) Der Antrag nach Absatz 2 kann nur innerhalb 

von drei Monaten nach Ablauf der bestimmten Frist 

gestellt werden.

Art. 34

Ausführungsanordnung

(1) Ist der Enteignungsbeschluß nicht mehr an­

fechtbar, so ordnet auf Antrag eines Beteiligten die 

Enteignungsbehörde seine Ausführung an (Ausfüh­

rungsanordnung), wenn der Entschädigungsver­

pflichtete die Geldentschädigung gezahlt oder zuläs­

sigerweise unter Verzicht auf das Recht der Rück­

nahme hinterlegt hat.

(2) Im Fall des Art. 29 Abs. 4 ist auf Antrag eines 

Beteiligten die Ausführungsanordnung zu erlassen, 

wenn der Entschädigungsverpflichtete die festge­

setzte Vorauszahlung gezahlt oder in zulässiger Wei­

se unter Verzicht auf das Recht der Rücknahme hin­

terlegt hat. Die Enteignungsbehörde kann die Aus­

führungsanordnung davon abhängig machen, daß der 

Entschädigungsverpflichtete im übrigen für einen 

angemessenen Betrag Sicherheit leistet.

(3) Ist die Entscheidung nach Art. 30 Abs. 2 Satz 1 

unanfechtbar, so gilt Absatz 2 sinngemäß.

(4) Im Fall des Art. 31 Abs. 2 ist auf Antrag eines 

Beteiligten die Ausführungsanordnung zu erlassen, 

wenn der Entschädigungsverpflichtete die im Enteig­

nungsbeschluß in Verbindung mit dem Nachtragsbe­

schluß festgesetzte Geldentschädigung gezahlt oder 

zulässigerweise unter Verzicht auf das Recht der 

Rücknahme hinterlegt hat. Der Nachtragsbeschluß 

braucht nicht unanfechtbar zu sein.

(5) Die Ausführungsanordnung ist allen Beteilig­

ten zuzustellen, deren Rechtsstellung durch den Ent­

eignungsbeschluß betroffen wird. Art. 31 Abs. 3 gilt 

sinngemäß.

(6) Mit dem in der Ausführungsanordnung festzu­

setzenden Tag wird der bisherige Rechtszustand 

durch den im Enteignungsbeschluß geregelten neuen 

Rechtszustand ersetzt. Gleichzeitig entstehen die 

nach Art. 31 Abs. 1 Nr. 4 Buchst, f begründeten 

Rechtsverhältnisse; sie gelten von diesem Zeitpunkt 

an als zwischen den an dem Rechtsverhältnis Betei­

ligten vereinbart. Die Ausführungsanordnung 

schließt die Einweisung in den Besitz des enteigneten 

Grundstücks und des Ersatzlandes zu dem festgesetz­

ten Tag ein.

(7) Die Enteignungsbehörde übersendet dem 

Grundbuchamt eine beglaubigte Abschrift des Ent­

eignungsbeschlusses und der Ausführungsanordnung 

und ersucht es, das Grundbuch entsprechend den 

Rechtsänderungen zu berichtigen.

Art. 35

Hinterlegung

(1) Geldentschädigungen sind unter Verzicht auf 

das Recht der Rücknahme zu hinterlegen, soweit 

mehrere Personen als Entschädigungsberechtigte in 

Betracht kommen und eine Einigung über die Aus­

zahlung dem Entschädigungsverpflichteten nicht 

nachgewiesen ist. Zu hinterlegen ist bei dem Amtsge­

richt, in dessen Bezirk das von der Enteignung be­

troffene Grundstück liegt; § 2 des Zwangsversteige­

rungsgesetzes gilt sinngemäß.

(2) Andere Vorschriften, nach denen die Hinterle­

gung geboten oder statthaft ist, bleiben unberührt.

Art. 36

Verteilungsverfahren

(1) Nach dem Eintritt des neuen Rechtszustandes 

kann jeder Beteiligte sein Recht an der hinterlegten 

Summe gegen einen Mitbeteiligten, der dieses Recht

bestreitet, vor den ordentlichen Gerichten geltend 

machen oder die Einleitung eines gerichtlichen Ver­

teilungsverfahrens beantragen.

(2) Für das Verteilungsverfahren ist das Amtsge­

richt zuständig, in dessen Bezirk das von der Enteig­

nung betroffene Grundstück liegt; § 2 des Zwangs­

versteigerungsgesetzes gilt sinngemäß.

(3) Auf das Verteilungsverfahren sind die Vor­

schriften über die Verteilung des Erlöses im Fall der 

Zwangsversteigerung mit folgenden Abweichungen 

sinngemäß anzuwenden:

1. Das Verteilungsverfahren ist durch Beschluß zu er­

öffnen,

2. die Zustellung des Eröffnungsbeschlusses an den 

Antragsteller gilt als Beschlagnahme im Sinn des 

§ 13 des Zwangsversteigerungsgesetzes; ist das 

Grundstück schon in einem Zwangsversteigerungs­

oder Zwangsverwaltungsverfahren beschlag­

nahmt, so hat es hierbei sein Bewenden,

3. das Verteilungsgericht hat bei Eröffnung des Ver­

fahrens von Amts wegen das Grundbuchamt um 

die in § 19 Abs. 2 des Zwangsversteigerungsgeset­

zes bezeichneten Mitteilungen zu ersuchen; in die 

beglaubigte Abschrift des Grundbuchblatts sind 

die zur Zeit der Zustellung des Enteignungsbe­

schlusses an den Enteigneten vorhandenen Eintra­

gungen und die später eingetragenen Veränderun­

gen und Löschungen aufzunehmen,

4. bei dem Verfahren sind die nach Art. 12 Abs. 4 be­

zeichneten Entschädigungsberechtigten nach Maß­

gabe des § 10 des Zwangsversteigerungsgesetzes zu 

berücksichtigen, wegen der Ansprüche auf wieder­

kehrende Leistungen jedoch nur für die Zeit bis zur 

Hinterlegung.

Art. 37

Aufhebung des Enteignungsbeschlusses

(1) Ist die Ausführungsanordnung noch nicht er­

gangen und hat der Enteignungsbegünstigte die ihm 

durch den Enteignungsbeschluß auferlegten Zahlun­

gen nicht innerhalb eines Monats nach dem Zeit­

punkt geleistet, in dem der Beschluß unanfechtbar 

geworden ist, so kann die Aufhebung des Enteig­

nungsbeschlusses beantragt werden. Der Antrag ist 

dem Enteignungsbegünstigten bekanntzugeben. Dem 

Antrag ist stattzugeben, wenn der Enteignungsbe­

günstigte die Zahlungen nicht innerhalb eines Mo­

nats nach Bekanntgabe des Antrags leistet.

(2) Antragsberechtigt ist jeder Beteiligte, dem eine 

nicht gezahlte Entschädigung zusteht oder der nach 

Art. 12 Abs. 4 aus ihr zu befriedigen ist.

(3) Der Aufhebungsbeschluß ist allen Beteiligten 

zuzustellen und dem Grundbuchamt abschriftlich 

mitzuteilen.

(4) Der Enteignungsbegünstigte hat für alle durch 

den Enteignungsbeschluß entstandenen besonderen 

Nachteile Entschädigung zu leisten. Die Enteig­

nungsbehörde setzt Art und Höhe der Entschädigung 

auf Antrag des Betroffenen durch Beschluß fest.

Art. 38

Vollstreckbarer Titel

(1) Die Zwangsvollstreckung nach den Vorschrif­

ten der Zivilprozeßordnung über die Vollstreckung 

von Urteilen in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten 

findet statt

1. aus der Niederschrift über eine Einigung wegen 

der in ihr bezeichneten Leistungen,

2. aus einem nicht mehr anfechtbaren Enteignungs­

beschluß wegen der Geldentschädigung oder einer 

Ausgleichszahlung,
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3. aus einem Beschluß nach Art. 7 Abs. 3, Art. 14 Abs. 
8, Art. 18, 25, 27 Abs. 7 und Art. 37 Abs. 4, Art. 40 in 
Verbindung mit Art. 74 Abs. 2 Satz 3 und Art. 75 
Abs. 2 Satz 4 des Bayerischen Verwaltungsverfah­
rensgesetzes.

Die Zwangsvollstreckung wegen einer Ausgleichs­
zahlung ist erst zulässig, wenn die Ausführungsan­
ordnung wirksam und unanfechtbar geworden ist.

(2) Die vollstreckbare Ausfertigung wird von dem 
Urkundsbeamten der Geschäftsstelle des Amtsge­
richts erteilt, in dessen Bezirk die Enteignungsbehör­
de ihren Sitz hat und, wenn das Verfahren bei einem 
Gericht anhängig ist, von dem Urkundsbeamten der 
Geschäftsstelle dieses Gerichts. In den Fällen der 
§§ 731, 767 bis 770, 785, 786 und 791 der Zivilprozeß­
ordnung tritt das Amtsgericht, in dessen Bezirk die 
Enteignungsbehörde ihren Sitz hat, an die Stelle des 
Prozeßgerichts.

(3) Die Vollstreckung nach dem Bayerischen Ver- 
waltungszustellungs- und Vollstreckungsgesetz 
bleibt im übrigen unberührt.

Abschnitt 2

Vorzeitige Besitzeinweisung

Art. 39

Vorzeitige Besitzeinweisung

(1) Ist die sofortige Ausführung der beabsichtigten 
Maßnahme aus Gründen des Wohls der Allgemein­
heit dringend geboten, so kann die Enteignungsbe­
hörde den Träger des Vorhabens, für das enteignet 
werden kann, auf Antrag durch Beschluß nach 
mündlicher Verhandlung in den Besitz des Grund­
stücks einweisen. Für die Besitzeinweisung gilt Art. 3 
sinngemäß. Der Beschluß ist dem Antragsteller, dem 
Eigentümer und dem unmittelbaren Besitzer zuzu­
stellen. Die Besitzeinweisung wird in dem von der 
Enteignungsbehörde bezeichneten Zeitpunkt wirk­
sam. Auf Antrag des unmittelbaren Besitzers ist die­
ser Zeitpunkt auf mindestens zwei Wochen nach Zu­
stellung des Besitzeinweisungsbeschlusses an ihn 
festzusetzen, wenn das nach Abwägung der beider­
seitigen Interessen gerechtfertigt ist.

(2) Die Enteignungsbehörde kann den Besitzein­
weisungsbeschluß mit Auflagen, Bedingungen und 
Befristungen versehen und von der Leistung einer 
Sicherheit in Höhe der voraussichtlichen Enteig­
nungsentschädigung abhängig machen.

(3) Durch die Besitzeinweisung wird dem Besitzer 
der Besitz entzogen und der Eingewiesene Besitzer. 
Der Eingewiesene darf auf dem Grundstück das Vor­
haben, für das die Enteignung zulässig ist, ausführen 
und die dafür erforderlichen Maßnahmen treffen.

(4) Der Eingewiesene hat für die durch die vorzei­
tige Besitzeinweisung entstehenden Vermögensnach­
teile Entschädigung zu leisten, soweit die Nachteile 
nicht durch die Verzinsung der Geldentschädigung 
(Art. 13 Abs. 2) ausgeglichen werden. Art und Höhe 
der Entschädigung werden durch die Enteignungsbe­
hörde im Enteignungsbeschluß oder in einem geson­
derten Beschluß, für den Absatz 1 Satz 3 sinngemäß 
gilt, festgesetzt. Die Entschädigung für die Besitzein­
weisung ist im Zeitpunkt ihres Wirksamwerdens fäl­

lig.

(5) Wird die vorzeitige Besitzeinweisung aufgeho­
ben, so ist der vorherige unmittelbare Besitzer wie­
der in den Besitz einzuweisen. Die vorzeitige Besitz­
einweisung ist auch dann aufzuheben, wenn der Trä­
ger des Vorhabens trotz eines Verlangens des Eigen­

tümers oder des unmittelbaren Besitzers binnen an­
gemessener Frist, jedoch spätestens nach 6 Monaten, 
keinen Enteignungsantrag stellt oder der Enteig­
nungsantrag abgewiesen oder der Enteignungsbe­
schluß aufgehoben wird. Der Eingewiesene hat für 
alle durch die vorzeitige Besitzeinweisung entstande­
nen besonderen Nachteile Entschädigung zu leisten. 
Absatz 4 Satz 2 gilt entsprechend.

(6) Der Beschluß über die vorzeitige Besitzeinwei­
sung, ihre Änderung oder ihre Aufhebung ist wegen 
der darin festgesetzten Leistungen ein vollstreckba­
rer Titel im Sinn des Art. 38. Das gilt auch für einen 
gesonderten Beschluß über die Besitzeinweisungs­
entschädigung.

(7) Art. 19, 20, 21, 24, 25, 26 Abs. 2, 4 und 8, Art. 28 
und 29 Abs. 1 gelten sinngemäß.

Abschnitt 3

Planfeststellung

Art. 40

Planfeststellungsverfahren

(1) Erstreckt sich ein Vorhaben auf mehrere 
Grundstücke, so kann die nach Art. 41 zuständige Be­
hörde vor der Bekanntmachung über das Enteig­
nungsverfahren (Art. 26 Abs. 7) ein Planfeststel­
lungsverfahren durchführen, wenn sie es für sach­
dienlich hält und nicht ein Planfeststellungsverfah­
ren oder ein anderes förmliches Verfahren in anderen 
Gesetzen vorgesehen ist.

(2) Soweit in anderen Gesetzen eine gesonderte 
Entscheidung über die Zulässigkeit der Enteignung 
durch eine andere Stelle als die Kreisverwaltungsbe­
hörde vorgeschrieben ist, darf der Plan nach Art. 73 
Abs. 3 des Bayerischen Verwaltungsverfahrensgeset­
zes erst ausgelegt werden, wenn diese Entscheidung 

getroffen ist.

Art. 41

Zuständigkeit

(1) Anhörungs- und Planfeststellungsbehörde ist 
die Kreisverwaltungsbehörde.

(2) Fällt ein Planfeststellungsverfahren unter die 
Zuständigkeit mehrerer Kreisverwaltungsbehörden, 
so kann die Regierung die zuständige Kreisverwal­
tungsbehörde bestimmen oder das Verfahren selbst 
durchführen. Fällt ein Planfeststellungsverfahren 
unter die Zuständigkeit mehrerer Regierungen, kann 
das Staatsministerium des Innern die zuständige Re­

gierung bestimmen.

Abschnitt 4

Kosten und Aufwendungen der Beteiligten

Art. 42

Kosten

(1) Für Amtshandlungen nach diesem Gesetz wer­
den Kosten (Gebühren und Auslagen) nach dem Ko­
stengesetz erhoben.

(2) Für das Enteignungsverfahren und das Rück­
enteignungsverfahren nach Teil III Abschnitt 1 wird 
jeweils eine Gebühr (Verfahrensgebühr) erhoben. 
Wird einem Antrag stattgegeben, so ist zur Zahlung 
der Kosten der Entschädigungsverpflichtete (Art. 9 
Abs. 2), sonst der Antragsteller verpflichtet. Wird ei­
nem Antrag auf Rückenteignung stattgegeben, so ist 
der von der Rückenteignung Betroffene zur Zahlung 
der Kosten verpflichtet. Art. 2 Abs. 2 bis 4 des Ko- 
stengesetzes bleibt unberührt.



Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 21/1978 637

(3) Für das Verfahren über einen Antrag auf Auf­

hebung eines Enteignungsbeschlusses wird neben der 

Verfahrensgebühr nach Absatz 2 Satz 1 eine eigene 

Gebühr erhoben. Wird dem Antrag stattgegeben, so 

ist zur Zahlung der Kosten der Enteignungsbegün­

stigte, sonst der Antragsteller verpflichtet. Art. 2 

Abs. 2 bis 4 des Kostengesetzes bleibt unberührt.

(4) Für Amtshandlungen nach Art. 7 ist der Träger 

des Vorhabens zur Zahlung der Kosten verpflichtet. 

Art. 2 Abs. 2 bis 4 des Kostengesetzes bleibt unbe­

rührt.

(5) Das Verfahren über einen Antrag nach Art. 18 

ist kostenfrei.

Art. 43

Aufwendungen der Beteiligten

(1) Die Aufwendungen der Beteiligten im Enteig- 

nungs- und Besitzeinweisungsverfahren, die zur 

zweckentsprechenden Rechtsverfolgung oder 

Rechtsverteidigung notwendig sind, sind vom 

Schuldner der Kosten des Enteignungsverfahrens 

oder, wenn nur ein Besitzeinweisungsverfahren 

durchgeführt wird, vom Schuldner der Kosten des 

Besitzeinweisungsverfahrens zu erstatten.

(2) Die Enteignungsbehörde setzt den Betrag der 

den Beteiligten zu erstattenden Aufwendungen in 

dem Beschluß, in dem über die Entschädigung ent­

schieden wird, oder, wenn das beantragt und ein be­

rechtigtes Interesse daran geltend gemacht wird, in 

einem gesonderten Beschluß fest. Ist der gesonderte 

Beschluß unanfechtbar, so findet aus ihm die 

Zwangsvollstreckung nach den Vorschriften der Zi­

vilprozeßordnung über die Vollstreckung von Ko­

stenfestsetzungsbeschlüssen statt; Art. 38 Abs. 2 gilt 

sinngemäß.

(3) Aufwendungen eines Beteiligten für Sachver­

ständige sind nur bis zu der Höhe erstattungsfähig, 

die sich aus der entsprechenden Anwendung der Vor­

schriften ergibt, die für die Entschädigung von Sach­

verständigen durch die Enteignungsbehörde maßge­

bend sind.

(4) Wird der Enteignungsantrag abgelehnt oder 

zurückgenommen oder erledigt er sich auf andere 

Weise, so bestimmt sich der Gegenstandswert der zu 

erstattenden Gebühren nach der Entschädigung, die 

nach dem Antrag voraussichtlich festgesetzt worden 

wäre. Eine Beweiserhebung nur zum Zweck der Er -1 

mittlung des Gegenstandswerts findet nicht statt. Die 

Sätze 1 und 2 gelten entsprechend, wenn nur ein Be­

sitzeinweisungsverfahren durchgeführt wird.

Abschnitt 5

Rechtsbehelfe

Art. 44

Rechtsbehelfe

(1) Für Klagen wegen der Entschädigung, wegen 

Ausgleichszahlungen mit Ausnahme des Härteaus­

gleichs nach Art. 18 und wegen der Erstattung von 

Aufwendungen der Beteiligten ist der Rechtsweg zu 

den ordentlichen Gerichten gegeben.

(2) Im übrigen ist, soweit nichts anderes bestimmt 

ist, der Verwaltungsrechtsweg gegeben. Neben den 

Fällen der Art. 70 und 74 Abs. 1 Satz 2 des Bayeri­

schen Verwaltungsverfahrensgesetzes findet ein Vor­

verfahren (§ 68 der Verwaltungsgerichtsordnung) 

auch bei Entscheidungen nach Art. 34 nicht statt.

(3) Förmliche Rechtsbehelfe gegen die Ausfüh­

rungsanordnung sind insoweit zulässig, als geltend 

gemacht werden kann, daß sie eine selbständige 

Rechtsverletzung darstellt.

Art. 45

Verfahren vor den ordentlichen Gerichten

(1) Für die Klage sind die Landgerichte ohne 

Rücksicht auf den Wert des Streitgegenstands aus­

schließlich zuständig, örtlich ist das Landgericht 

ausschließlich zuständig, in dessen Bezirk der in An­

spruch genommene Gegenstand liegt.

(2) Die Klage ist innerhalb eines Monats nach Zu­

stellung des Enteignungsbeschlusses zu erheben. Bil­

det ein gesonderter Beschluß den Gegenstand der 

Klage, so ist die Klage innerhalb eines Monats nach 

Zustellung dieses Beschlusses zu erheben. Die Frist 

ist eine Notfrist im Sinn der Zivilprozeßordnung'.

(3) Der Rechtsstreit vor dem ordentlichen Gericht 

ist zwischen dem Entschädigungsberechtigten und 

dem Entschädigungsverpflichteten zu führen. Das 

gilt sinngemäß, wenn der Rechtsstreit eine Aus­
gleichszahlung oder die Erstattung von Aufwendun­

gen der Beteiligten betrifft.

(4) Das Gericht kann auch von Amts wegen die 

Aufnahme von Beweisen anordnen und nach Anhö­

rung der Beteiligten auch solche Tatsachen berück­

sichtigen, die von ihnen nicht vorgebracht worden 

sind.

(5) Erscheint der Kläger in einem Termin zur 

mündlichen Verhandlung, so kann auch dann münd­

lich verhandelt werden, wenn einer der anderen Be­

teiligten nicht erscheint. Über einen Antrag, den An 

nicht erschienener Beteiligter in einer früheren 

mündlichen Verhandlung gestellt hat, kann nach La­

ge der Akten entschieden werden. Erscheint der Klä­

ger in einem Termin zur mündlichen Verhandlung 

nicht, so kann jeder andere Beteiligte eine Entschei­

dung nach Lage der Akten beantragen. Die Vor­

schriften der §§ 332 bis 335, 336 Abs. 2 und § 337 der 

Zivilprozeßordnung gelten sinngemäß. Im übrigen 

sind die Vorschriften über Versäumnisurteile nicht 

anzuwenden.

(6) Das Gericht übersendet der Enteignungsbehör­

de eine Ausfertigung der Entscheidung oder des Ver­

gleichs.

Art. 46

Gerichtlicher Vergleich

Im Fall eines gerichtlichen Vergleichs sind Art. 29 

Abs. 3 und 4 und Art. 34 Abs. 2 sinngemäß anzuwen­

den.

Teil IV

Schlußvorschriften

Art. 47

Grundrechtseinschränkung

Das Grundrecht der Unverletzlichkeit der Woh­

nung (Art. 13 des Grundgesetzes für die Bundesrepu­

blik Deutschland, Art. 106 Abs. 3 der Verfassung des 

Freistaates Bayern) wird durch dieses Gesetz einge­

schränkt.

Art. 48

Enteignung beweglicher Sachen

Ist in einem anderen Gesetz die Enteignung be­

weglicher Sachen nach diesem Gesetz vorgesehen, so 

gelten die Art. 3, 6, 8 bis 13, 16, 17, 19 bis 26, 29 bis 39
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und 42 bis 47 sinngemäß, soweit sie auf einen beweg­
lichen Enteignungsgegenstand angewendet werden 
können. Abweichend von Art. 45 Abs. 1 Satz 2 ist ört­
lich das Landgericht ausschließlich zuständig, in des­
sen Bezirk der Verwaltungsakt erlassen wurde.

Art. 49

Entschädigungsvorschriften in anderen Gesetzen

Wird in einem anderen Gesetz auf die Vorschriften 
dieses Gesetzes über die Entschädigung verwiesen, so 
sind die Art. 8 bis 13 sinngemäß anzuwenden. Für das 
Verfahren vor den ordentlichen Gerichten gilt Art. 45.

Art. 50

Ordnungswidrigkeiten

Mit Geldbuße kann belegt werden, wer Pfähle, 
Pflöcke oder sonstige Markierungen, die Vorarbeiten 
nach Art. 7 dienen, wegnimmt, verändert, unkennt­
lich macht oder versetzt.

Art. 51

Abwicklung eingeleiteter Verfahren

Enteignungsverfahren, für die der Enteignungsan- 
trag beim Inkrafttreten dieses Gesetzes bereits ein­
gereicht ist, sind nach den bisher geltenden Vor­
schriften weiterzuführen. Hat die Enteignungsbehör­
de die Entschädigung noch nicht festgesetzt, so sind 
die Vorschriften dieses Gesetzes über die Entschädi­
gung und den Härteausgleich anzuwenden.

Art. 52')

Art. 53

Ermächtigung zu Neubekanntmachungen 

Das Staatsministerium des Innern wird ermächtigt,

1. das Landesstraf- und Verordnungsgesetz mit neuer 
Artikelfolge neu bekanntzumachen und Unstim­
migkeiten des Wortlauts zu beseitigen,

2. das Bayerische Wassergesetz neu bekanntzuma­
chen und dabei Unstimmigkeiten des Wortlauts zu 
beseitigen.

Art. 542)

Inkrafttreten; Aufhebung bestehender Vorschriften

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. März 1975 in Kraft. 
Art. 52 Abs. 1 und Art. 53 treten am 1. Januar 1975 in 
Kraft.

(2) Am 1. März 1975 treten außer Kraft

1. das Gesetz, die Zwangsabtretung von Grundeigen­
tum für öffentliche Zwecke betr., vom 17. Novem­
ber 1837 (BayBS I S. 203), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 27. Juli 1973 (GVB1 S. 437),

2. das Gesetz über die Enteignung aus Gründen des 

Gemeinwohls vom 1. August 1933 (BayBS I S. 207), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 28. August 1969 
(BGBl I S. 1513),

3. die Art. 16 bis 26 des Gesetzes zur Ausführung der 
Reichs-Zivilprozeßordnung und Konkursordnung 
vom 23. Februar 1879 (BayBS III S. 143), zuletzt ge­
ändert durch Gesetz vom 28. August 1969 (BGBl I 
S. 1513).

(3) Soweit in anderen Rechtsvorschriften auf die in 
Absatz 2 aufgehobenen Vorschriften verwiesen wird, 
treten an ihre Stelle die entsprechenden Vorschriften 
dieses Gesetzes.

J) Nicht abgedruckt. Durch Art. 52 sind andere Gesetze geän­
dert worden.

s) Diese Vorschrift betrifft das Inkrafttreten des Gesetzes in 
der ursprünglichen Fassung vom il. November 1974 (GVB1 
S. 610, ber. S. 814). Der Zeitpunkt des Inkrafttretens der 
späteren Änderungen ergibt sich aus § 4 des Gesetzes zur 
Änderung des Bayerischen Gesetzes über die entschädi­
gungspflichtige Enteignung vom 27. Juni 1978 (GVB1 S. 338).

Verordnung
zur Änderung der Verordnung über die 
Erhebung von Benutzungsgebühren an den 
Bayerischen Landesschulen für Blinde, 
Gehörlose und Körperbehinderte

Vom 14. August 1978

Auf Grund des Art. 25 Abs. 1 Nr. 1 des Kostenge­
setzes erläßt das Bayerische Staatsministerium für 
Unterricht und Kultus im Einvernehmen mit dem 
Bayerischen Staatsministerium der Finanzen folgende 
Verordnung:

§1

Die Verordnung über die Erhebung von Benut­
zungsgebühren an den Bayerischen Landesschulen 
für Blinde, Gehörlose und Körperbehinderte vom 
14. Juni 1977 (GVB1 S. 327) wird wie folgt geändert:

1. In § 1 Abs. 1 wird die Zahl „1.350,—“ durch die 
Zahl „1.590,—“ und die Zahl „45,—“ durch die Zahl 
„53,—“ ersetzt.

2. In § 1 Abs. 2 wird die Zahl „260,—“ durch die Zahl 
„320,—“ und die Zahl „13,—“ durch die Zahl 
„16,—“ ersetzt.

3. In § 1 Abs. 3 wird die Zahl „2,50“ durch die Zahl 

„3,—“ ersetzt.

§2

Diese Verordnung tritt am 1. September 1978 in 
Kraft.

München, den 14. August 1978

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus

Prof. Hans Maier, Staatsminister

Diese Verordnung wurde bereits im Bayerischen Staatsan­
zeiger Nr. 35 vom 1. September 1978 bekanntgemacht.

Verordnung
zur Änderung der Verordnung über die 
örtliche Zuständigkeit der bei den 
Studentenwerken errichteten Ämter 

für Ausbildungsförderung

Vom 18. August 1978

Auf Grund des Art. 4 Abs. 3 des Bayerischen Aus­
führungsgesetzes zum Bundesausbildungsförderungs­

gesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 
10. August 1976 (GVB1 S. 339) erläßt das Bayerische 

Staatsministerium für Unterricht und Kultus fol­
gende Verordnung:

§1

Die Verordnung über die örtliche Zuständigkeit 

der bei den Studentenwerken errichteten Ämter für 
Ausbildungsförderung vom 2. August 1976 (GVB1 
S. 320) wird wie folgt geändert:

1. § 2 wird wie folgt geändert:

a) In Nummer 1 wird das Wort „und“ durch einen 
Beistrich ersetzt.

b) In Nummer 2 wird der Punkt durch das Wort 
„und“ ersetzt.

c) Nach Nummer 2 wird folgende neue Nummer 3 

angefügt:

„3. der Fachhochschule Kempten.“
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2. § 4 wird wie folgt geändert:

a) In Nummer 13 wird das letzte Wort „und“ durch 
einen Beistrich ersetzt.

b) In Nummer 14 wird der Punkt durch das Wort 
„und“ ersetzt.

c) Nach Nummer 14 wird folgende neue Nummer 

15 angefügt:

„15. der Bayerischen Beamtenfachhochschule.“

3. § 5 wird wie folgt geändert:

a) In Nummer 4 wird das Wort „und“ durch einen 
Beistrich ersetzt.

b) In Nummer 5 werden die Worte „Abteilung 

Landshut/Schönbrunn“ durch die Worte „Abtei­
lung Schönbrunn (Fachrichtung Landbau)“ und 
der Punkt durch das Wort „und“ ersetzt.

c) Nach Nummer 5 wird folgende neue Nummer 6 
angefügt:

„6. der Fachhochschule Landshut.“

§2

Diese Verordnung tritt am 1. September 1978 in 
Kraft.

München, den 18. August 1978

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus

Prof. Hans Maier, Staatsminister

Verordnung
zur Änderung der Zulassungs-, Ausbildungs­
und Prüfungsordnung für die Laufbahn des 
mittleren Überwachungsdienstes zum Schutz 

der Verbraucher

Vom 21. August 1978

Auf Grund von Art. 19 Abs. 2, Art. 28 Abs. 2 und 
Art. 115 Abs. 2 Satz 2 Halbsatz 2 des Bayerischen Be­
amtengesetzes erläßt das Bayerische Staatsministe­
rium des Innern im Einvernehmen mit dem Bayeri­
schen Staatsministerium der Finanzen und dem Lan­
despersonalausschuß folgende Verordnung:

§ 1

Die Zulassungs-, Ausbildungs- und Prüfungsord­
nung für die Laufbahn des mittleren Überwachungs­
dienstes zum Schutz der Verbraucher vom 7. Januar 
1974 (GVB1 S. 38) wird wie folgt geändert:

1. § 2 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

a) Nummer 2 erhält folgende Fassung:

„2. mindestens den Hauptschulabschluß oder 
einen nach Anhörung des Landespersonal­
ausschusses vom Staatsministerium für Un­
terricht und Kultus als gleichwertig aner­
kannten Bildungsstand besitzt,“;

b) Nummer 3 erhält folgende Fassung:

„3. nach Ablegung einer einschlägigen Gehil­
fen- oder Kaufmannsgehilfenprüfung Be­
rufskenntnisse und -erfahrungen in der Le­
bensmittelherstellung, im Lebensmittelhan­
del, in der Lebensmittelverarbeitung oder 
in der Lebensmittelkontrolle erworben 
hat,“;

c) Nummer 5 erhält folgende Fassung:

„5. an einer viermonatigen fachtheoretischen 
Vorbereitung auf die Anstellungsprüfung 
für den mittleren Überwachungsdienst zum 
Schutz der Verbraucher (§ 5) teilgenommen 
und“.

2. An die Stelle des bisherigen § 3 tritt folgende neue 
Vorschrift:

„§ 3

Ausbildung

(1) Die Ausbildung besteht aus tätigkeitsbezoge­
nem fachtheoretischen Unterricht und geregelter 
praktischer Unterweisung. Während der Ausbil­
dung sind die Angestellten mit den einschlägigen 
dienstlichen Vorgängen im Überwachungsdienst 
einer Kreisverwaltungsbehörde vertraut zu ma­
chen. Sie haben bei den Untersuchungsämtern für 
das Gesundheitswesen den Umgang mit Proben­
material zu erlernen. Die Ausbildung bei den Un­
tersuchungsämtern für das Gesundheitswesen 
dauert mindestens vier Monate.

(2) Im Rahmen der Ausbildung sind Kenntnisse 
und Fertigkeiten auf folgenden Gebieten (Lehrfä­
cher) zu vermitteln:

1. Allgemeine Rechtskunde, Verwaltungsrecht, 
Verwaltungstechnik,

2. Straf-, Strafprozeß- und Ordnungswidrigkei­
tenrecht, Recht der öffentlichen Sicherheit und 
Ordnung,

3. Recht des Verkehrs mit Lebensmitteln, Tabak­
erzeugnissen, kosmetischen Mitteln und Be­
darfsgegenständen einschließlich Weinrecht,

4. Gewerbe-, Handelsklassen-, Preis- und Eich­
recht,

5. Warenkunde einschließlich der Technologie 
und des Umgangs mit Lebensmitteln,

6. Warenkunde einschließlich der Technologie 
und des Umgangs mit Tabakerzeugnissen, kos­
metischen Mitteln und Bedarfsgegenständen,

7. Lebensmittel- und Betriebshygiene,

8. Umwelthygiene einschließlich Abfallbeseiti­
gung,

9. Ernährungslehre einschließlich ihrer biologi­
schen Grundlagen,

10. Mikrobiologie und Parasitologie; Verhütung 
und Bekämpfung übertragbarer Krankheiten, 
Desinfektion, Sterilisation und Schädlingsbe­
kämpfung.“

3. § 4 erhält folgende Fassung:

„§ 4

Abkürzung der Ausbildung

Die Einstellungsbehörde kann auf die Ausbil­
dung (§ 2 Abs. 1 Nr. 4 in Verbindung mit § 3) auf 
Antrag zwölf Monate anrechnen, wenn die erfolg­
reiche Ablegung einer Meisterprüfung in einem 
Lebensmittelhandwerk nachgewiesen wird.“

4. An die Stelle des bisherigen § 5 tritt folgende neue 
Vorschrift:

„§ 5
Fachtheoretische Ausbildung

(1) Die fachtheoretische Ausbildung dauert 
sechs Monate. Sie besteht aus einer einwöchigen 
Einweisung bei der Bayerischen Verwaltungs­
schule, einem dienstbegleitenden Unterricht wäh­
rend der viermonatigen Ausbildung bei den Un­
tersuchungsämtern für das Gesundheitswesen
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und aus einer viermonatigen Vorbereitung auf die 

Anstellungsprüfung für den mittleren Überwa­

chungsdienst zum Schutz der Verbraucher bei der 

Akademie für das öffentliche Gesundheitswesen. 

Der Angestellte wird außerdem in der Kontrolle 

von Getränkeschankanlagen unterwiesen. Der Be­

such weiterer Ausbildungsveranstaltungen kann 

zur Pflicht gemacht werden.

(2) Die fachtheoretische Ausbildung erstreckt 

sich auf die in § 3 Abs. 2 aufgeführten Ausbil­

dungsgebiete (Lehrfächer).

(3) Unterrichtsveranstaltungen sind auch 

schriftliche Arbeiten, Übungen, Seminare, Ar­

beitsgemeinschaften und sonstige der Ausbildung 

förderliche Veranstaltungen.“

5. § 6 erhält folgende Fassung:

„§ 6

Durchführung der Prüfung

Die Anstellungsprüfung wird nach Bedarf von 

der Akademie für das öffentliche Gesundheitswe­

sen durchgeführt, die zugleich Prüfungsamt ist.“

6. In § 8 Abs. 2 Satz 3 werden die Worte „Arzt oder“ 

gestrichen.

7. In § 11 Nr. 4 werden nach dem Wort „einzuladen“ 

die Worte „und die zugelassenen Hilfsmittel mit 

der Ladung zur schriftlichen Prüfung bekanntzu­

geben“ eingefügt.

8. § 12 erhält folgende Fassung:

„§ 12

Prüfungsabschnitte und Prüfungsstoff

Die Prüfung besteht aus einem schriftlichen 

und einem mündlichen Teil. Sie umfaßt die in § 3 

Abs. 2 genannten Lehrfächer.“

9. § 13 erhält folgende Fassung:

„§ 13

Schriftliche Prüfung

(1) Die schriftliche Prüfung umfaßt sechs Auf­

gaben mit einer Arbeitszeit von je drei Stunden.

(2) Die Aufgaben sind in der Regel an aufeinan­

derfolgenden Werktagen zu bearbeiten. An einem 

Tag darf nur eine Aufgabe bearbeitet werden.“

10. § 14 Abs. 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Die mündliche Prüfung wird von einer Prü­

fungskommission, bestehend aus einem Vorsitzen­

den und drei Beisitzern, abgenommen. Der Vorsit­

zende muß die Befähigung für den höheren Ver­

waltungsdienst oder zum Richteramt besitzen. Ein 

Beisitzer muß beamteter Lebensmittelchemiker, 

ein Beisitzer beamteter Tierarzt oder Arzt sein, 

ein Beisitzer muß die Befähigung für den ge­

hobenen nichttechnischen Verwaltungsdienst be­

sitzen.“

11. § 15 Abs. 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Für jeden Prüfungsteilnehmer ist eine Prü­

fungsdauer von 30 Minuten vorzusehen. Mehr als

vier Prüfungsteilnehmer sollen nicht, mehr als 

'fünf dürfen nicht gemeinsam geprüft werden.“
' : A - - \ . \ : / ■ ■ J i,

12. An die Stelle des bisherigen § 16 tritt folgende 

neue Vorschrift:
: .-1; uj(»•

„§ 16

Bewertung der Prüfungsleistungen

Die einzelnen Prüfungsleistungen werden nach 

der in der Allgemeinen Prüfungsordnung vorge­

sehenen Notenskala bewertet.“

13. § 17 erhält folgende Fassung:

„§ 17

Ermittlung der Gesamtprüfungsnote

Die Gesamtprüfungsnote wird aus der Bewer­

tung der schriftlichen Prüfungsarbeiten (§ 19 

Abs. 1 und 2 APO) und der mündlichen Prüfung 

(§ 23 Satz 1 APO) gebildet. Die Gesamtnotensum­

me wird aus der eineinhalbfachen Summe der 

sechs Einzelnoten der schriftlichen Prüfung und 

der dreifachen Summe der Note der mündlichen 

Prüfung ermittelt. Geteilt durch zwölf ergibt sie 

die Gesamtprüfungsnote. Die Gesamtprüfungsno­

te ist auf zwei Dezimalstellen zu berechnen. Die 

dritte Dezimalstelle bleibt unberücksichtigt. Für 

die Bezeichnung der Gesamtprüfungsnote gilt die 

Allgemeine Prüfungsordnung.“

14. § 19 erhält folgende Fassung:

„§ 19

Nichtbestehen der Prüfung

Die Prüfung hat nicht bestanden, wer eine 

schlechtere Gesamtprüfungsnote als .ausreichend“ 

hat oder in mehr als der Hälfte der schriftlichen 

Prüfungsarbeiten die Note .mangelhaft“ oder .un­

genügend“ erhalten hat.“

15. In § 24 Abs. 2 werden die Worte „dem Lehrgang 

zur“ ersetzt durch die Worte „der fachtheoreti­

schen“.

§ 2

(1) Diese Verordnung tritt am 1. September 1978 in 

Kraft. Bewerber, deren Ausbildung vor dem 1. Sep­

tember 1978 begonnen hat, werden nach den bei Aus­

bildungsbeginn maßgebenden Vorschriften weiter 

ausgebildet und geprüft.

(2) Das Staatsministerium des Innern wird ermäch­

tigt, die Zulassungs-, Ausbildungs- und Prüfungs­

ordnung für die Laufbahn des mittleren Überwa­

chungsdienstes zum Schutz der Verbraucher vom 

7. Januar 1974 (GVB1 S. 38) mit neuer Paragraphen­

folge neu bekanntzumachen und Unstimmigkeiten 

des Wortlauts zu beseitigen.

München, den 21. August 1978

Bayerisches Staatsministerium des Innern

Dr. Seidl, Staatsminister
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Siebte Verordnung
zur Änderung der Verordnung über die Ge­
bühren und Auslagen für die Benutzung der 
Einrichtungen des staatlichen Fortführungs­

vermessungsdienstes

Vom 24. August 1978

Auf Grund des Art. 25 Abs. 1 Nr. 1 des Kostengeset­
zes erläßt das Bayerische Staatsministerium der Fi­
nanzen folgende Verordnung:

§1

Die Verordnung über die Gebühren und Auslagen 
für die Benutzung der Einrichtungen des staatlichen 
Fortführungsvermessungsdienstes vom 24. Juli 1970 
(GVB1 S. 383), zuletzt geändert durch Verordnung 
vom 30. Juni 1976 (GVB1 S. 296), wird wie folgt geän­
dert:

1. Dem § 1 wird folgender neuer Absatz 3 angefügt:

„(3) Diese Verordnung gilt nicht für Leistungen 
im Rahmen von Umlegungen, deren Durchführung 
gemäß § 46 Abs. 4 des Bundesbaugesetzes dem 
staatlichen Vermessungsamt übertragen worden 
ist.“

2. § 3 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

a) In Nummer 1 wird „46 DM“ ersetzt durch „53 
DM“.

b) In Nummer 2 wird „37 DM“ ersetzt durch „43 
DM“.

c) In Nummer 3 wird „28 DM“ ersetzt durch „31 
DM“.

d) In Nummer 4 wird „24 DM“ ersetzt durch „28 
DM“.

e) In Nummer 5 wird „41 DM“ ersetzt durch „46 
DM“.

f) In Nummer 6 wird „32 DM“ ersetzt durch „37 
DM“.

g) In Nummer 7 wird „23 DM“ ersetzt durch „26 
DM“.

h) In Nummer 8 wird „20 DM“ ersetzt durch „23 
DM“.

3. In § 5 Abs. 1 wird „20 v. H.“ ersetzt durch „30 v. H.“.

4. § 8 erhält folgende Fassung:

„§8

Gebührenermäßigung

(1) Beträgt die Schuld (Gebühr und Auslagen) für 
eine Vermessung, die der Grundstücksteilung oder 
Grenzregelung (§§ 80 ff. des Bundesbaugesetzes) 
dient, mehr als die Hälfte des Verkehrswerts der 
abzutrennenden Grundstücksteile (Trennstücke) 
und ist die Angelegenheit für den Antragsteller 
nicht von ungewöhnlich großer wirtschaftlicher 
Bedeutung, so wird die Schuld auf die Hälfte des 
Verkehrswerts der Trennstücke, höchstens jedoch 
um 50 v. H. ermäßigt. Dies gilt nicht für die Ver­
messung von Flächen, die dem öffentlichen Ver­
kehr dienen oder dienen sollen. Maßgebend ist der 
Verkehrswert zum Zeitpunkt der Beendigung der 
Leistung.

(2) Bei der Ermittlung und der Wiederherstel­
lung der Grenzen zwischen Grundstücken, die au­
ßerhalb des Ortsgebiets liegen und land- oder 
forstwirtschaftlich genutzt werden, wird die 
Schuld um 50 v. H. ermäßigt.

(3) Bei Grenzermittlungen, die gelegentlich der 
Neuherstellung von Katasterkarten durchgeführt 
werden, wird die Schuld um 30 v. H. ermäßigt.“

5. § 10 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) In Nummer 1 wird „5,- DM“ durch „6,- DM“ und 
„1,- DM“ durch „2,- DM“ ersetzt.

b) In Nummer 2 wird „6,- DM“ durch „8,- DM“ und 
„1,50 DM“ durch „3,- DM“ ersetzt.

c) In Nummer 3 wird „8,- DM“ durch „12,- DM“ 
und „4,- DM“ durch „6,- DM“ ersetzt.

6. In § 11 Abs. 1 wird „4,- DM“ ersetzt durch „6,- DM“.

§2

(1) Diese Verordnung tritt am 1. Oktober 1978 in 
Kraft.

(2) Für Leistungen, die vor dem Inkrafttreten die­
ser Verordnung erbracht wurden, bemißt sich die 
Höhe der Gebühren nach den bisher geltenden Vor­
schriften.

München, den 24. August 1978

Bayerisches Staatsministerium der Finanzen

I. V. Albert Meyer, Staatssekretär

Verordnung
zur Besoldung der kommunalen Wahl­

beamten auf Zeit in Bayern 
(Bayerische Kommunalbesoldungsverordnung 

— BayKomBesV —)

Vom 25. August 1978

Auf Grund des § 21 Abs. 2 des Bundesbesoldungs­
gesetzes (BBesG) und des Art. IX § 5 Abs. 1 Nr. 2, 
§ 11 Abs. 4 des Zweiten Gesetzes zur Vereinheit­
lichung und Neuregelung des Besoldungsrechts in 
Bund und Ländern (2. BesVNG) in Verbindung mit 
den §§ 1 und 3 der Verordnung vom 20. Oktober 1976 
(GVB1 S. 436) und § 1 der Verordnung vom 19. März 
1976 (GVB1 S. 91) erläßt das Bayerische Staatsmini­
sterium des Innern im Einvernehmen mit dem Baye­
rischen Staatsministerium der Finanzen folgende 
Verordnung:

§1

Zuordnung der Ämter

(1) Die Ämter der berufsmäßigen Bürgermeister, 
der berufsmäßigen Gemeinderatsmitglieder und der 
Landräte werden den Besoldungsgruppen der Baye­
rischen Besoldungsordnung A und B wie folgt zuge­
ordnet:
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1. Bürgermeister undberufsmäßige Gemeinderatsmitglieder kreisangehöriger Gemeinden

Größenklasse
Erste

Bürgermeister
Weitere

Bürgermeister
Berufsmäßige
Gemeinderats­
mitglieder

Gemeinden 
bis zu 3000 
Einwohnern A 12/A 13

i

A 10/A 11

von 3001 
bis zu 5000 
Einwohnern A 13/A 14 A 11/A 12

von 5001 
bis zu 7000 
Einwohnern A 14/A 15 A12/A 13

von 7001 
bis zu 10000 
Einwohnern A 15/A 16 A 13/A 14

von 10001 
bis zu 20000 
Einwohnern A 16/B 2 A 14/A 15 A 13/A 14')

von 20001 
bis zu 30000 
Einwohnern B 2/B 3 A 15/A 16 A 14/A 15')

mit mehr als
30000 Einwohnern B 3/B 4 A 16/B 2 A 14/A 15

2. Bürgermeister und 
Kreisstädte

berufsmäßige Gemeinderatsmitglieder kreisfreier Gemeinden und Großer

Größenklasse
Erste

Bürgermeister
Weitere

Bürgermeister
Berufsmäßige
Gemeinderats­
mitglieder

Gemeinde(n) 
bis zu 20000 
Einwohnern B 2/B 3 A 15/A 16 A 14/A 15 ')

von 20001 
bis zu 30000 
Einwohnern B 3/B 4 A 16/B 2 A 14/A 15

von 30001 
bis zu 50000 
Einwohnern B 4/B 5 B 2/B 3 A 15/A 16

von 50001 
bis zu 70000 
Einwohnern B 5/B 6 B 3/B 4 A 16/B 2

von 70001 
bis zu 100000 
Einwohnern B 6/B 7 B 4/B 5 B 2/B 3

Erlangen, Fürth, 
Regensburg 
und Würzburg B 7/B 8 B 5/B 6 B 3/B 4

Augsburg B 9 B 6/B 7 B 4/B 5

Nürnberg B 10 B 7/B 8 B 5/B 6

München B 11 B8/B9 B 6/B 7

3. Landräte

Größenklasse

Landkreise 
bis zu 75000 
Einwohnern B 4/B 5

von 75001
bis zu 175000
Einwohnern B 5/B 6

mit mehr als
175000 Einwohnern B 6/B 7
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(2) Sinkt die Einwohnerzahl einer Stadt der Grö­
ßenklasse „Erlangen, Fürth, Regensburg und Würz­
burg“ unter 100001 Einwohner, so gelten für diese 
Stadt die Besoldungsgruppen der nächstniedrigeren 
Größenklasse. Absatz 4 bleibt unberührt.

(3) Das Amt eines berufsmäßigen weiteren Bürger­
meisters ist der jeweils höheren Besoldungsgruppe 
gemäß Absatz 1 nur zugeordnet, wenn der Beamte 
der allgemeine Vertreter des ersten Bürgersmeisters 
ist. Die Ämter von berufsmäßigen Gemeinderatsmit­
gliedern, bei denen in Absatz 1 der Hinweis 1) bei­
gefügt ist, sind der jeweils höheren Besoldungsgruppe 
nur zugeordnet, wenn bei dem Dienstherrn kein wei­
terer Bürgermeister in die gleiche Besoldungsgruppe 
eingereiht ist.

(4) Die Ermittlung der Einwohnerzahl und die 
Wahrung des Rechtsstandes bei einer Verringerung 
der Einwohnerzahl nach Inkrafttreten dieser Ver­
ordnung bestimmen sich nach § 4 Abs. 1 und 3 und 
§ 5 der Verordnung über die Zuordnung der Ämter 
der hauptamtlichen Wahlbeamten auf Zeit der Ge­
meinden, Samtgemeinden, Verbandsgemeinden, Äm­
ter und Kreise (Kommunalbesoldungsverordnung des 
Bundes — BKomBesV) vom 7. April 1978 (BGBl I 
S. 468).

§2

Einstufung und Bemessung des Grundgehaltes

(1) Das Amt eines berufsmäßigen Bürgermeisters, 
berufsmäßigen Gemeinderatsmitgliedes oder Land­
rats ist gemäß § 1 einzustufen. Stehen zwei Besol­
dungsgruppen zur Verfügung, so richtet sich die Ein­
stufung in eine der beiden Besoldungsgruppen nach 
sachgerechter Bewertung der mit dem Amt verbun­
denen Anforderungen (§ 18 BBesG), insbesondere 
unter Berücksichtigung der Einwohnerzahl und des 
Umfanges und des Schwierigkeitsgrades der Ver­
waltungsaufgaben.

(2) Für die Bemessung des Grundgehaltes gelten 
die §§ 27 bis 31 BBesG. Dabei kann ganz oder teil­
weise davon abgesehen werden, den Beginn des Be­
soldungsdienstalters gemäß § 28 Abs. 2 BBesG hin­
auszuschieben. Es kann auch bestimmt werden, daß 
das Grundgehalt in Besoldungsgruppen der Besol­
dungsordnung A nach Erreichen der achten Dienst­
altersstufe abweichend von § 27 Abs. 1 Satz 2 BBesG 
von Jahr zu Jahr um die Dienstalterszulage bis zum 
Endgrundgehalt steigt.

(3) Zulagen dürfen mit Ausnahme von Zulagen 
nach Art. IX §§ 11 und 12 Abs. 5 des 2. BesVNG nicht 
gewährt werden (§ 6 Abs. 2 BKomBesV).

(4) Die Einstufung, die Berechnung und Festsetzung 
des Besoldungsdienstalters sowie eine von § 27 
Abs. 1 Satz 2 BBesG abweichende Entscheidung sind 
dem Beamten schriftlich mitzuteilen.

§3

Überleitung

(1) Die Ämter der Beamten, die am 31. März und 
1. April 1978 ununterbrochen im Amt waren, werden 
zum 1. April 1978 in die in § 1 festgelegten Besol­

dungsgruppen übergeleitet, wenn sie zu diesem Zeit­
punkt rechtmäßig davon abweichend eingestuft 
waren. Soweit § 1 für ein Amt zwei Besoldungs­
gruppen vorsieht, wird ein bisher höher eingestuftes 
Amt in die höhere, ein bisher niedriger eingestuftes 
Amt in die niedrigere der beiden Besoldungsgruppen 
übergeleitet. Das Grundgehalt aus der neuen Besol­
dungsgruppe bestimmt sich nach § 2 Abs. 2 Satz 1.

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für Ämter von Be­
amten, die in der Zeit vom 1. April 1978 bis zum 
Tag vor der Verkündung dieser Verordnung im Ge­
setz- und Verordnungsblatt rechtmäßig abweichend 
von § 1 eingestuft wurden; Überleitungszeitpunkt ist 
der Tag, von dem an den Beamten die abweichenden 
Dienstbezüge zustanden.

(3) In entsprechender Anwendung der Absätze 1 
und 2 werden auch die zum jeweiligen Uberleitungs­
zeitpunkt nicht abweichend von § 1 eingestuften 
Ämter in die der bisherigen Besoldungsgruppe ent­
sprechende neue Besoldungsgruppe übergeleitet, 
wenn das bisherige Grundgehalt abweichend von § 2 
Abs. 2 Satz 1 bemessen war.

(4) Eine gemäß Art. 71 des Gesetzes über kommu­
nale Wahlbeamte gewährte Dienstalterszulage ent­
fällt; Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 gelten entspre­
chend.

(5) Verringern sich die Dienstbezüge durch die 
Überleitung nach den Absätzen 1 bis 4, so erhält der 
Beamte eine Überleitungszulage gemäß Art. IX § 11 
Abs. 1 bis 3 des 2. BesVNG.

(6) Den Beamten sind die Änderungen in der Be­
soldung schriftlich mitzuteilen.

§4

Weitergewährung der Überleitungszulage

Beamten, die nach Art. IX § 11 des 2. BesVNG eine 
Überleitungszulage erhalten haben, ist die Zulage 
weiterzugewähren, wenn ihr Beamtenverhältnis we­
gen Endes der Amtszeit beendet war und durch eine 
unmittelbar darauf folgende Wiederwahl neu be­
gründet worden ist. Art. IX § 11 Abs. 3 des 2. BesVNG 
bleibt unberührt.

§5

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. April 
1978 in Kraft.

München, den 25. August 1978

Bayerisches Staatsministerium des Innern

Dr. Seidl, Staatsminister
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Vierte Verordnung
zur Änderung der Verordnung zur Gliederung 

der staatlichen Fachhochschulen

Vom 25. August 1978

Auf Grund von Art. 11 Abs. 3 Satz 1 und Art. 45 
Abs. 2 Satz 1 in Verbindung mit Art. 111 des Bayeri­
schen Hochschulgesetzes vom 21. Dezember 1973 
(GVB1 S. 679, ber. 1974 S. 45), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 24. August 1978 (GVB1 S. 588), erläßt das 
Bayerische Staatsministerium für Unterricht und 
Kultus folgende Verordnung:

§1

§§ 1, 2, 7 und 8 der Verordnung zur Gliederung der 
staatlichen Fachhochschulen vom 4. Oktober 1974 
(GVBI S. 564), zuletzt geändert durch Verordnung 
vom 29. März 1978 (GVBI S. 98), erhalten folgende 
Fassung:

„§1

Die Fachhochschule Augsburg wird gegliedert in 
den Zentralbereich sowie folgende Fachbereiche:

1. Fachbereich Allgemeinwissenschaften

2. Fachbereich Architektur und Bauingenieurwesen

3. Fachbereich Betriebswirtschaft

4. Fachbereich Elektrotechnik

5. Fachbereich Gestaltung

6. Fachbereich Maschinenbau

§2

Die Fachhochschule Coburg wird gegliedert in die 
Abteilungen Coburg und Münchberg, den Zentralbe­
reich sowie folgende Fachbereiche:

1. Fachbereich Allgemeinwissenschaften, Betriebs­
wirtschaft und Sozialwesen

2. Fachbereich Architektur/Innenarchitektur

3. Fachbereich Bauingenieurwesen

4. Fachbereich Elektrotechnik

5. Fachbereich Maschinenbau

6. Fachbereich Textiltechnik und -gestaltung

§7

Die Fachhochschule Weihenstephan wird geglie­
dert in die Abteilungen Weihenstephan, Schönbrunn 
und Triesdorf, den Zentralbereich sowie folgende 
Fachbereiche:

1. Fachbereich Forstwirtschaft

2. Fachbereich Gartenbau

3. Fachbereich Landbau

4. Fachbereich Landespflege

§8

Die Fachhochschule Würzburg-Schweinfurt wird 
gegliedert in die Abteilungen Würzburg und Schwein- 
furt, den Zentralbereich sowie folgende Fachberei­
che:

1. Fachbereich Allgemeinwissenschaften, Informatik, 
Kunststofftechnik und Vermessungswesen

2. Fachbereich Architektur und Bauingenieurwesen

3. Fachbereich Betriebswirtschaft

4. Fachbereich Elektrotechnik

5. Fachbereich Gestaltung

6. Fachbereich Maschinenbau und Wirtschaftsinge­
nieurwesen

7. Fachbereich Sozialwesen.“

§2

Diese Verordnung tritt am 1. Oktober 1978 in Kraft.

München, den 25. August 1978

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus

Prof. Hans Maier, Staatsminister

Verordnung
zur Änderung der Sechsten Verordnung 
zur Durchführung des Gesetzes 

über die Errichtung und den Betrieb 
von Sonderschulen

Vom 29. August 1978

Auf Grund des Art. 13 Nr. 8 des Gesetzes über die 
Errichtung und den Betrieb von Sonderschulen 
— SoSchG — vom,25. Juni 1965 (GVBI S. 93), zuletzt 
geändert durch § 17 des Gesetzes vom 4. Juni 1974 
(GVBI S. 245), erläßt das Bayerische Staatsministe­
rium für Unterricht und Kultus folgende Verord­
nung:

§ 1

Die Sechste Verordnung zur Durchführung des Ge­
setzes über die Errichtung und den Betrieb von Son­
derschulen vom 8. Dezember 1970 (GVBI S. 671) wird 
wie folgt geändert:

1. § 3 Nrn. 1 bis 7 wird § 3 Abs. 1 Nrn. 1 bis 7.

2. § 3 Abs. 1 Nrn. 2 bis 5 erhält folgende Fassung:

„2. die Aufsicht über die öffentlichen Sondervolks­
schulen, Sonderberufsschulen und schulvorbe­
reitenden Einrichtungen, soweit nicht nach § 2 
das Staatsministerium für Unterricht und Kul­
tus oder nach § 4 das Staatliche Schulamt zu­
ständig ist,

3. die Dienstaufsicht über die staatlichen Lehrer, 
Fachlehrer und Pädagogischen Assistenten, das 
staatliche Personal für heilpädagogische Unter­
richtshilfe und das staatliche Verwaltungsper­
sonal, ferner das fachliche Weisungsrecht gegen­
über den gemäß Art. 21 des Volksschulgesetzes 
— VoSchG —, Art. 1 Abs. 2 SoSchG verwende­
ten Lehrern, Fachlehrern und Pädagogischen 
Assistenten sowie dem Personal für heilpäda­
gogische Unterrichtshilfe, soweit nicht nach § 4 
das Staatliche Schulamt zuständig ist,

4. die amtliche Fortbildung der Lehrer, der Fach­
lehrer, der Pädagogischen Assistenten und des 
Personals für heilpädagogische Unterrichtshilfe, 
soweit sie nicht vom Staatsministerium für 
Unterricht und Kultus wahrgenommen wird,

5. die Zulassung (Genehmigung), Untersagung, 
Förderung und Überwachung der privaten Son­
dervolksschulen, Sonderberufsschulen und schul­
vorbereitenden Einrichtungen einschließlich der 
Genehmigung der an diesen Schulen verwende­
ten Lehrer, Fachlehrer, Pädagogischen Assisten­
ten und des Personals für heilpädagogische Un­
terrichtshilfe“.

3. Dem § 3 Abs. 1 werden folgende neue Nummern
8 bis 10 angefügt:

„8. die Mitwirkung bei der Aufsicht über die wei­
terführenden Schulen, die überwiegend für die 
Unterrichtung der Behinderten bestimmt sind,
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9. die Mitwirkung bei der Dienstaufsicht über die 
staatlichen Lehrer, Fachlehrer, Pädagogischen 
Assistenten, das staatliche Personal für heil­
pädagogische Unterrichtshilfe und das staatliche 
Verwaltungspersonal an den in Art. 3 Abs. 1 
SoSchG genannten Schulen,

10. die Förderung der privaten Berufsfachschulen, 
Fachschulen, und weiterführende Schulen, die 
überwiegend für die Unterrichtung von Behin­
derten bestimmt sind.“

4. Dem § 3 wird folgender neuer Absatz 2 angefügt:

„(2) Ein Schulaufsichtsbeamter aus der Laufbahn 
der Blindenlehrer oder der Taubstummenlehrer 
kann mehreren Regierungen zur Mitwirkung bei 
der Schulaufsicht über die Sondervolksschulen, 
Sonderberufsschulen und schulvorbereitenden Ein­
richtungen sowie über die in Art. 3 Abs. 1 SoSchG 
genannten Schulen zugeteilt werden, an denen 
Lehrer der Laufbahnen der Blindenlehrer oder 
Taubstummenlehrer oder Sonderschullehrer der 
Fachrichtungen Blinden-, Sehbehinderten-, Gehör­
losen-, Schwerhörigen- oder Sprachbehinderten- 
pädagogik verwendet werden.“

5. § 4 Abs. 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Den Staatlichen Schulämtern obliegen wei­
ter, sofern ihnen ein aus der Laufbahn der Sonder­
schullehrer kommender Schulaufsichtsbeamter zu­
geteilt ist, der diese Aufgaben wahrnimmt,

1. die Aufsicht über die öffentlichen Sondervolks- 
schulen und schulvorbereitenden Einrichtungen 
für Lernbehinderte, geistig Behinderte, Körper­
behinderte und Erziehungsschwierige,

2. die Mitwirkung bei der Überwachung der pri­
vaten Sondervolksschulen und schulvorbereiten­
den Einrichtungen für die in Nummer 1 genann­
ten Behinderten,

3. die Dienstaufsicht über die staatlichen Lehrer, 
Fachlehrer und Pädagogischen Assistenten, über 
das staatliche Personal für heilpädagogische Un­
terrichtshilfe sowie über das staatliche Verwal­
tungspersonal an öffentlichen und — soweit 
Dienstaufsicht stattfindet — an privaten Sonder­
volksschulen und schulvorbereitenden Einrich­
tungen, ferner das fachliche Weisungsrecht ge­
genüber den gemäß Art. 21 VoSchG, Art. 1 Abs. 2 
SoSchG verwendeten Lehrern, Fachlehrern, 
Pädagogischen Assistenten und dem Personal für 
heilpädagogische Unterrichtshilfe an den in Num­
mer 1 genannten Schulen und schulvorbereiten­
den Einrichtungen.“

6. § 4 erhält folgende neue Absätze 3 und 4:

„(3) Ein Schulaufsichtsbeamter aus der Laufbahn 
der Sonderschullehrer kann mehreren Schulämtern 
zugeteilt werden.

(4) Die Regierungen können bei der Ausübung 
der Schulaufsicht über die Sondervolksschulen und 
schulvorbereitenden Einrichtungen im übrigen den 
Staatlichen Schulämtern einzelne Aufgaben über­
tragen, sofern dies unter Beachtung des Art. 130 
Abs. 2 der Verfassung des Freistaates Bayern mög­
lich ist.“

§2

Diese Verordnung tritt am 1. September 1978 in
Kraft.

München, den 29. August 1978

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus

I. V. Dr. Berghofer-Weichner 
Staatssekretärin

Erste Verordnung
zur Einführung der beruflichen Grundbifdüng 

in Bayern
— Einführung der beruflichen Grundbildung 

im Berufsfeld
Agrarwirtschaft in Unterfranken —

Vom 29. August 1978

Auf Grund des Art. 71 Abs. 2 des Gesetzes über 
das berufliche Schulwesen vom 15. Juni 1972 (GVB1 
S. 189), zuletzt geändert durch Gesetz vom 11. August 
1978 (GVB1 S. 527) erläßt das Bayerische Staatsmini­
sterium für Unterricht und Kultus im Einvernehmen 
mit den Bayerischen Staatsministerien der Finanzen, 
für Wirtschaft und Verkehr sowie für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten folgende Verordnung:

§1

In folgenden Berufen des Berufsfelds Agrarwirt­
schaft wird vom Schuljahr 1978/79 an im Regierungs­
bezirk Unterfranken im ersten Ausbildungsjahr be­
rufliche Grundbildung vermittelt:

— Landwirt — Gärtner

— Fisch wirt — Winzer

— Pferdewirt 

— Tierwirt

— Milchwirtschaftlicher Laborant 

— Molkereifachmann 

— Landwirtschaftlicher Brenner

§2

Die Vermittlung der beruflichen Grundbildung er­
folgt in der Form des Berufsgrundbildungsjahres in 
vollzeitschulischer Form (Berufsgrundschuljahr).

§3

Der Unterricht erfolgt nach den vom Staatsmini­
sterium für Unterricht und Kultus im Benehmen mit 
dem fachlichen zuständigen Staatsministerium und 
den betroffenen Verbänden und Organisationen er­
lassenen Lehrplänen und Stundentafeln für das Be­
rufsgrundschuljahr; bis zum Erlaß dieser Lehrpläne 
und Stundentafeln ist dem Unterricht zunächst der 
Entwurf des „Curricularen Lehrplans für das Be- 
rufsgrundschulj ahr — Berufsfeld Agrarwirtschaft“ 
zugrundezulegen.

§4

Die Bestimmungen des Gesetzes über das beruf­
liche Schulwesen sowie die in seinem Vollzug erlas­
senen Ausführungsverordnungen bleiben unberührt.

§5

Diese Verordnung tritt am 10. September 1978 in 
Kraft.

München, den 29. August 1978

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus

Prof. Hans Maier, Staatsminister
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Durchführungsverordnung 
zum Schwangerenberatungsgesetz 

(SchwBerV)

Vom 1. September 1978

Auf Grund des Art. 14 Abs. 4 des Schwangeren­
beratungsgesetzes vom 5. August 1977 (GVB1 S. 401) 
erläßt das Bayerische Staatsministerium für Arbeit 
und Sozialordnung im Einvernehmen mit den Baye­
rischen Staatsministerien der Finanzen und des In­
nern folgende Verordnung:

§1

Zuschußfähige Personalausgaben

(1) Zuschußfähige Personalausgaben sind die not­
wendigen Aufwendungen für

1. eine hauptamtliche Fachkraft nach Art. 12 Abs. 1 
Nr. 1 des Schwangerenberatungsgesetzes;

2. eine weitere hauptamtliche Fachkraft nach Art. 12 
Abs. 1 Nr. 1 des Schwangerenberatungsgesetzes, 
wenn der festgelegte Einzugsbereich der Bera­
tungsstelle mehr als 350 000 Einwohner umfaßt; 
bei einer Überschreitung bis zu 175 000 Einwohnern 
ist nur eine halbe Fachkraft zuschußfähig. Dabei 
muß die Überschreitung so erheblich sein, daß der 
Umfang der Beratungstätigkeit die Beschäftigung 
der weiteren Fachkraft erfordert;

3. in der Regel eine hauptamtliche Angestellte im 
Schreibdienst;

4. Aushilfskräfte, die wegen Urlaubs, Mutterschutzes 
und Krankheit des unter Nummern 1 bis 3 genann­
ten Personals benötigt werden, bis zu der sich aus 
§ 2 ergebenden Höhe, wenn für die Zeit der Ab­
wesenheit Urlaubsvergütung, Zuschuß zum Mut­
terschaftsgeld sowie Krankenbezüge (§ 2 Abs. 1 
Nrn. 2 mit 4) gewährt werden.

(2) Zur Aufrechterhaltung eines angemessenen Be­
ratungsangebotes nach Art. 2 Abs. 1 des Schwange­
renberatungsgesetzes sind in begründeten Fällen 
auch Personalausgaben zuschußfähig, die über Ab­
satz 1 hinausgehen. Bei der Bemessung des notwen­
digen Personals kann aber nur dann vom Einwoh­
nerrichtwert abgewichen werden, wenn sich die Be­
ratungstätigkeit einer Beratungsstelle nachweislich 
so ausgeweitet hat, daß sie mit dem nach Absatz 1 
Nrn. 1 bis 3 vorgesehenen Personal auf Dauer nicht 
mehr ordnungsgemäß im Sinne der Art. 3, 4, 5 und 7 
des Schwangerenberatungsgesetzes durchgeführt wer­
den kann.

§2

Umfang der Personalausgaben 

(1) Notwendige Aufwendungen nach § 1 Abs. 1 sind

l.die Grundvergütung, der Ortszuschlag und die Zu­
lage an Angestellte nach besoldungsrechtlichen 
Vorschriften in der Höhe, in der sie bei Anwen­
dung des Bundesangestelltentarifvertrages (BAT), 
des jeweils gültigen Vergütungstarifvertrages zum 
BAT sowie des Tarifvertrages über Zulagen an 
Angestellte nach besoldungsrechtlichen Vorschrif­
ten vom 28. September 1970 in der jeweils gültigen 
Fassung für den Bereich des Bundes und der 
Tarifgemeinschaft deutscher Länder anfallen wür­
den. Dabei wird für eine Fachkraft nach Art. 12 
Abs. 1 Nr. 1 des Schwangerenberatungsgesetzes 
eine Eingruppierung nach Teil II Abschnitt G Un­
terabschnitt I der Anlage la zum BAT und für 
Angestellte im Schreibdienst eine Eingruppierung 
nach Teil II Abschnitt N Unterabschnitt I der An­
lage la des BAT als angemessen angesehen. Inner­

halb des vorgeschriebenen Rahmens ist diejenige 
Vergütungsgruppe maßgebend, deren Tätigkeits­
merkmale im einzelnen erfüllt sind;

2. die Krankenbezüge in Höhe der nach Nummer 1 
festgelegten Vergütung und für die Dauer, für die 
sie bei Anwendung des Bundesangestelltentarif­
vertrages anfallen würden;

3. die Urlaubs Vergütung für Erholungsurlaub in Höhe 
der nach Nummer 1 festgelegten Vergütung und 
für die Dauer, für die sie bei Anwendung des Bun­
desangestelltentarifvertrages anfallen würde;

4. der nach dem Mutterschutzgesetzt in der jeweils 
geltenden Fassung vorgesehene Zuschuß des Ar­
beitgebers zum Mutterschaftsgeld unter Zugrunde­
legung des sich nach Nummer 1 ergebenden Be­
trages;

5. die Zuwendung (Weihnachtszuwendung) in der 
Höhe, in der sie bei Anwendung des Tarifvertrages 
über die Gewährung einer Zuwendung an Ange­
stellte vom 12. Oktober 1973 (StAnz 1974 Nr. 7) in 
der jeweils geltenden Fassung oder der künftig an 
dessen Stelle tretenden tariflichen Regelung unter 
Zugrundelegung des sich nach Nummer 1 ergeben­
den Betrages anfallen würde.

(2) Zuschußfähig sind auch die sich nach Absatz 1 
ergebenden gesetzlichen Leistungen des Arbeitgebers 
zur Sozialversicherung.

(3) Zuschußfähig ist ferner die für den betreffen­
den Angestellten nach dem Bundesangestelltentarif- 
vertrag vom Arbeitgeber zu erbringende Umlage zur 
zusätzlichen Alters- und Hinterbliebenenversorgung. 
Als förderungsfähiger Aufwand wird hiernach ein 
Betrag bis zu 4 v. H. des sich für den betreffenden 
Angestellten nach Absatz 1 ergebenden Betrages 
zugrundegelegt. Der genannte Vom-Hundert-Satz 
ändert sich entsprechend, sobald der von der Versor­
gungsanstalt des Bundes und der Länder festgesetzte 
Umlagesatz jeweils geändert wird.

§3

Zuschußfähige Sachausgaben

(1) Zuschußfähige Sachausgaben für eine Bera­
tungsstelle mit personeller Mindestbesetzung nach 
Art. 12 Abs. 1 Nr. 1 des Schwangerenberatungsgeset­
zes sind die notwendigen Aufwendungen für

1. einmalige Erstausstattung der Beratungsstelle, so­
weit noch nicht vorhanden;

2. Miete und Mietnebenkosten bis zur Höhe der 
ortsüblichen Miete sowie Reinigungskosten;

3. Heizung, Strom, Gas und Wasser;

4. Ersatzbeschaffung von Büroeinrichtung und -ma- 
schinen sowie Instandhaltung der Räume im an­
gemessenen Umfang;

5. Drucksachen, Anzeigen, Plakate und sonstige Be­
kanntmachungen ;

6. Büro- und Schreibbedarf;

7. Porto und Fernsprechgebühren;

8. Reisekosten nach Maßgabe des Bayerischen Reise­
kostengesetzes in der jeweils geltenden Fassung;

9. Fortbildungsmaßnahmen;

10. Versicherungen;

11. Fachbücher und -Zeitschriften;

12. Vergütung von Honorarkräften, wenn eine Be­
ratungsstelle nach Art. 12 Abs. 1 Nr. 2 des Schwan­
gerenberatungsgesetzes im Rahmen ihrer Bera­
tungstätigkeit einen Psychologen mit staatlich an-
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erkannter wissenschaftlicher Abschlußprüfung 

oder einen Eheberater, einen Arzt sowie eine 

Person mit der Befähigung zum Richteramt hin­

zuzieht und kein anderer Kostenträger hierfür 

vorhanden ist.

(2) Bei Beratungsstellen mit mehreren hauptamt­

lichen Fachkräften erhöht sich der Umfang der zu­

schußfähigen Sachausgaben nach Absatz 1 Nrn. 6 bis 

10 entsprechend der Zahl der hauptamtlichen Fach­

kräfte.

(3) Aufwendungen nach Absatz 1 Nrn. 1 und 5 

werden bis zu einem Höchstbetrag und Aufwendun­

gen nach Absatz 1 Nrn. 6 bis 11 mit einem Pauschal­

betrag erstattet. Die Höchst- und Pauschalbeträge 

werden durch Bekanntmachung des Staatsministe­

riums für Arbeit und Sozialordnung im Einverneh­

men mit den Staatsministerien der Finanzen und des 

Innern, im Benehmen mit den kommunalen Spitzen­

verbänden sowie nach Anhörung der Kirchen und 

Spitzenverbände der freien Wohlfahrtspflege fest­

gelegt.

(4) Bei Beratungsstellen mit ländlichen Einzugs­

gebieten kann der Pauschalbetrag für Aufwendungen 

nach Absatz 1 Nrn. 7 und 8 überschritten werden, 

wenn ein begründeter Mehrbedarf nachgewiesen 

wird.

§4

Auskunftspflicht der Beratungsstellen

(1) Beratungsstellen nach Art. 14 Abs. 3 des 

Schwangerenberatungsgesetzes sind verpflichtet, den 

für die Gewährung der staatlichen und kommunalen 

Zuschüsse zuständigen Behörden

1. auf Anfrage alle Auskünfte über den Umfang der 

Beratungs- und Informationstätigkeit, die zur Be­

urteilung der Notwendigkeit zuschußfähiger Per­

sonal- und Sachausgaben erforderlich sind, zu er­

teilen und

2. Änderungen der für die Zuschußgewährung maß­

geblichen Tatsachen unverzüglich mitzuteilen.

(2) Art. 8 des Schwangerenberatungsgesetzes bleibt 

unberührt.

§5

Antrags- und Bewilligungsverfahren

(1) Bis spätestens 1. Oktober des Vorjahres sollen 

Anträge auf Gewährung von

1. staatlichen Zuschüssen bei den Regierungen und

2. kommunalen Zuschüssen bei den zum festgelegten

Einzugsbereich gehörenden Landkreisen und kreis­

freien Gemeinden

eingereicht werden.

(2) Die Regierungen prüfen die Anträge nach Ab­

satz 1 Nr. 1, stellen im Einvernehmen mit den be­

teiligten Landkreisen und kreisfreien Gemeinden die 

Höhe der zuschußfähigen Gesamtkosten für die Be­

messung der staatlichen Zuschüsse fest und bewil­

ligen die staatlichen Zuschüsse. Sie veranlassen die 
Auszahlung der staatlichen Zuschüsse in vierteljähr­

lichen Abschlagszahlungen und nehmen die Jahres­

abrechnung im letzten Viertel des Haushaltsjahres 

vor.

(3) Die Regierungen prüfen die Verwendungsnach­

weise. Die beteiligten Landkreise und kreisfreien 

Gemeinden können in diese Unterlagen Einsicht neh­

men. Für pauschalierte Sachausgaben nach § 3 Abs. 1 

Nrn. 6 bis 11 ist ein Verwendungsnachweis nicht er­

forderlich.

(4) Die Vorschriften der Bayerischen Haushaltsord­

nung und der hierzu ergangenen Verwaltungsvor­

schriften finden entsprechende Anwendung.

§6

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 

1978 in Kraft.

München, den 1. September 1978

Bayerisches Staatsministerium 
für Arbeit und Sozialordnung

Dr. Pirkl, Staatsminister
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